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kanzleramt - Fr. BM Johanna Dohnal, Bundeskanzleramt StS Dr. Peter Kostelka, Bundes­
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Wirtschaft und Verkehr, für wirtschaftliche Angelegenheiten StS Dr. Maria Fekter, alle 
übrigen Ressorts, die Präsidialabteilung 1, Präsidialabteilung 2, den Rechnungshof, die Volks­
anwaltschaft, Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen 
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regierung, der Niederösterreichischen Landesregierung, der Oberösterreichischen Landes­
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Gewerkschaftsbund, die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Österreichs, den Österreichischen Arbeiterkammertag, die 
Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land- und Forstwirtschaft in NÖ, Vereinigung 
österreichischer Industrieller, Kammer der Wirtschaftstreuhänder , Österreichische Notariats­
kammer, den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag, Zentralausschuß für die sonstigen 
Bediensteten beim BMF, Österreichischen Gewerkschaftsbund Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten, ÖAMTC, ARBÖ, die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre, den 
Österreichischen Gewerkschaftsbund Bundessektion Zollwache, die Bund es konferenz der 
Kammern der freien Berufe Österreichs, Rektorenkonferenz, den Verband der Akademike­
rinnen Österreichs, die Vereinigung der Finanzakademiker Österreichs, Oesterreichische 
Nationalbank, das Institut für Finanzrecht an der Universität Wien, Institut für Finanzrecht an 
der WU-Wien, Institut für Finanzrecht an der Universität Graz, Wirtschaftsforum der 
Führungskräfte, den Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs, Fachverband der 
kleinen Versicherungsvereine und Berater in Versicherungsangelegenheiten, die Sektion IV 
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Das BMF beehrt sich, in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird, samt Vorblatt, Erläuterungen und Gegenüber­

stellung mit dem Ersuchen zu übermitteln, hiezu bis zum 

Stellung zu nehmen. Sollte bis zu diesem Zeitpunkt eine Stellungnahme nicht eingelangt sein, 

darf angenommen werden, daß gegen den Entwurf keine Einwendungen bestehen. 

Es wird ersucht, von einer allfälligen Stellungnahme 25 Exemplare unmittelbar dem 

Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Beilagen 

Fü die Richtigkeit 
d r usfertigung: 

1. Oktober 1991 

Für den Bundesminister: 

Dr. Wolf 
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· 0 BeIlage zu GZ 9 000 100/3-V 111/t) 1 

Entwurf 

Bundesgesetz, mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird (2. VAG-Novelle 

1991 ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBI.Nr.569/1978, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBI.Nr.411/1991 , wird wie folgt geändert: 

1. Im § 2 Abs.1 Z 1 entfällt der Ausdruck" § 80 Abs.1 bis 3, die § § 81 bis 83". 

2. § 2 Abs.1 Z 2 lautet: 

"2. für die Rechnungslegung die Bestimmungen des Fünften Hauptstückes mit Aus­

nahme des § 81 a und". 

3. Im § 2 Abs.1 Z 3 entfällt der Ausdruck "84, 85". 

4. § 18 Abs.2 lautet: 

"(2) Wird in einem Versicherungszweig, der nicht unter Abs.1 fällt, die Versicherungs­

leistung in Form einer Rente erbracht, so ist hiefür keine Deckungsrückstellung zu 

bilden." 

5. Im § 24 Abs.1 wird der Ausdruck" § 18 Abs.1 bis 4" durch" § 18 Abs.1, 3 und 4" er­

setzt. 

6. § 63 Abs.2 und 3 lautet: 

"(2) § 4 Abs.6 Z 2 und 3, § 11 Abs.3, § 17 bund § 17 c Abs.2 sind auf kleine Ver­

sicherungsgvereine nicht anzuwenden. 
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(3) Vom Vierten Hauptstück sind die § § 74 bis 78 auf Sterbe kassen gemäß § 62 

Abs.2 anzuwenden. Bei der Erlassung von Anordnungen auf Grund der § § 74 bis 78 

ist auf die besonderen Verhältnisse der Sterbe kassen Bedacht zu nehmen." 

7. Im § 71 Abs.3 wird "Geschäftsbericht" durch "Lagebericht" ersetzt. 

8. Das Vierte Hauptstück erhält die Überschrift "Kapitalausstattung, Kapitalanlage". Die 

Gliederungsbezeichnung "1 .Abschnitt" entfällt samt Überschrift. 

9. Im § 73 a Abs.2 wird der Ausdruck "freien Rücklagen" durch "sonstigen satzungs­

mäßigen und freien Rücklagen sowie nicht gebundenen Kapitalrücklagen" ersetzt. 

1 O. Im § 73 b Abs.3 wird "Reinverlust" durch "Bilanzverlust" ersetzt. 

11. Im § 73 b Abs.4 Z 2 lit.a und Z 3 lit.a entfällt der Ausdruck "einschließlich der 

Nebenleistungen" . 

12. § 76 lautet: 

"Erwerb von Anteilsrechten 

.l..1.2.:. (1) Der Erwerb von Anteilsrechten an einer Aktiengesellschaft oder einer Ge­

sellschaft mit beschränkter Haftung durch ein Versicherungsunternehmen bedarf der 

Genehmigung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde, sofern diese 10 vH des 

Grund- oder Stammkapitals dieser Gesellschaft oder deren Kaufpreis 10 vH der 

Eigenmittel des Versicherungsunternehmens übersteigen. Dies gilt auch für den Er­

werb zusätzlicher Anteilsrechte und die betragliehe Erhöhung genehmigter Anteils­

rechte, wenn die vorstehenden Grenzen bereits überschritten sind oder dadurch über­

schritten werden. Bei der Berechnung des Anteils am Grund- oder Stammkapital der 

fremden Gesellschaft sind die Anteilsrechte von verbundenen Unternehmen 

zusammenzurechnen. 

(2) Der Erwerb von Anteilsrechten an einer anderen Gesellschaft oder an einem 

Einzelunternehmen bedarf stets der Genehmigung durch die Versicherungsauf­

sichtsbehörde. 
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(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Anteilsrechte ihrer Art oder ihrem 

Umfang nach geeignet sind, die Interessen der Versicherten zu gefährden. Die Ge­

nehmigung von Anteilsrechten an einem Versicherungsunternehmen ist auch zu 

versagen, wenn eine für die Versicherten nachteilige Entwicklung des Versiche­

rungsmarktes zu erwarten ist. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt werden, wenn dies zweckmäßig er­

scheint, um die Interessen der Versicherten zu wahren. 

(5) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat die Veräußerung der Anteilsrechte zu 

verlangen, wenn 

1 . die im Abs.3 genannten Umstände nach Erteilung der Genehmigung eintreten 

oder 

2. das Unternehmen, von dem das Versicherungsunternehmen Anteilsrechte hält, 

dauernd einen negativen Gebarungserfolg aufweist, es sei denn, daß für diese 

Ant~ilsrechte berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen. 

(6) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann vom Versicherungsunternehmen alle 

erforderlichen Auskünfte über das Unternehmen, von dem Anteilsrechte gehalten 

werden oder gehalten werden sollen, insbesondere die Vorlage des Jahresab­

schlusses und anderer geeigneter GeSChäftsunterlagen verlangen. Solche Auskünfte 

dürfen nicht unter Berufung auf eine nach anderen Vorschriften bestehende 

Verschwiegenheitspflicht verweigert werden. 

(7) Die gänzliche oder teilweise Veräußerung von genehmigten Anteilsrechten ist der 

Versicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

(8) Darlehen und Zuschüsse des Versicherungsunternehmens an eine Gesellschaft, 

von der es mit aufsichtsbehördlicher Genehmigung Anteilsrechte hält, sind der Ver­

sicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen." 
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13. Nach dem § 77 Abs.7a wird folgender Abs.7b eingefügt: 

"(7b) Inländische laufende Guthaben bei zum Bankgeschäft im Inland berechtigten 

Banken können unter Einbeziehung in die Grenze gemäß Abs.3 Z 4 auf die Bedeckung 

des Deckungserfordernisses angerechnet werden." 

14. § 78 Abs.1 lautet: 

"(1) Technische Verbindlichkeiten sind die versicherungstechnischen Rück­

stellungen. " 

15. Der bisherige Abs.1 des § 78 erhält die Absatzbezeichnung "(2)". Vor dem Ausdruck 

"gemäß Abs.3 bis 6" sind die Worte "nach Abzug der Anteile der Rückversicherer" 

einzufügen. Der bisherige Abs.2 entfällt. 

16. Im § 78 Abs.12 werden nach dem Wort "Kassenbestände" die Worte "und in­

ländische laufende Guthaben bei im Inland zum Bankgeschäft berechtigten Banken" 

eingefügt. 

17. Der 2.Abschnitt des Vierten Hauptstückes (§ § 80 bis 86) wird durch folgende Para­

graphen ersetzt: 

"Fünftes Hauptstück 

Rechnungslegung 

Anwendbarkeit des HGB und des Aktiengesetzes 1965 

~ Für die Rechnungslegung von 

1 . Versicherungsunternehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft gelten die 

Bestimmungen des HGB für große Aktiengesellschaften, soweit dieses Bundesgesetz 

keine abweichenden Vorschriften enthält; 
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2. Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, die nicht kleine Vereine im Sinn des § 62 

sind, gelten sinngemäß die Bestimmungen des HGB für große Aktiengesellschaften, 

soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Vorschriften enthält; die § § 125 bis 

127 Aktiengesetz 1965 sind unter Bedachtnahme auf § 81 Abs.2 und 3 sinngemäß 

anzuwenden; 

3. Zweigniederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen gelten sinngemäß die 

Bestimmungen des HGB für große Aktiengesellschaften, soweit dieses Bundesgesetz 

keine abweichenden Vorschriften enthält. 

Allgemeine Vorschriften über den Jahresabschluß und den Lagebericht 

1.n (1) Der Vorstand eines inländischen Versicherungsunternehmens oder die Geschäfts­

leitung der Zweigniederlassung eines ausländischen Versicherungsunternehmens haben für 

die Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses zu sorgen. 

(2) Unbeschadet des § 222 Abs.1 HGB und der § § 125 Abs.1, 2 und 5 sowie 127 

Abs.1 Aktiengesetz 1965 sind der Jahresabschluß und der Lagebericht so rechtzeitig auf­

zustellen und der Jahresabschluß so rechtzeitig festzustellen, daß die Vorlagefristen des 

§ 83 eingehalten werden. 

(3) Für den Konzernabschluß und den Konzernlagebericht gilt Abs.2 sinngemäß. 

(4) Für Zweigniederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen hat die Ge­

schäftsleitung in den ersten fünf Monaten des Geschäftsjahres für das vorangegangene 

Geschäftsjahr einen Jahresabschluß und einen Lagebericht aufzustellen. 

(5) Das Geschäftsjahr von Versicherungsunternehmen hat dem Kalenderjahr zu ent­

sprechen. Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann für Versicherungsunternehmen, die 

ausschließlich indirektes Geschäft betreiben, ein abweichendes Wirtschaftsjahr zulassen. 
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Bestätigungsvermerke des Treuhänders und des versicherungsmathematischen Sachver­

ständigen 

§ 81 a. (1) Unter der Bilanz von Versicherungsunternehmen, die einen Deckungsstock zu 

bilden haben, hat der Treuhänder zu bestätigen, daß die einzelnen Werte des Deckungs­

stocks vorschriftsmäßig angelegt und verwahrt sind. Sind für ein Versicherungsunter­

nehmen mehrere Treuhänder bestellt, so hat jeder Treuhänder einen Bestätigungsvermerk 

zu erteilen. Die Verantwortlichkeit der Organe des Unternehmens wird dadurch nicht be­

rührt. 

(2) Unter der Bilanz von Versicherungsunternehmen, die eine oder mehrere der im § 18 

Abs.1 angeführten Versicherungen betreiben, hat der versicherungsmathematische 

Sachverständige zu bestätigen, daß die Deckungsrückstellung und die Prämienüberträge 

nach dem Geschäftsplan berechnet sind. Die Verantwortlichkeit der Organe des Unter­

nehmens wird dadurch nicht berührt. 

(3) Für die Bestätigungsvermerke gemäß Abs.1 und 2 gelten die § § 274 Abs.3 und 4 

erster Satz, 277 Abs.1 erster und dritter Satz und 281 Abs.1 dritter Satz HGB sinngemäß. 

Liegen nur geringfügige, kurzfristig behebbare Mängel vor, so kann der Treuhänder einen 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilen. 

Allgemeine Grundsätze für die Gliederung des Jahresabschlusses 

§ 81 b. (1) Die Lebensversicherung, die Krankenversicherung und die Schaden- und Unfall­

versicherung bilden je eine Bilanzabteilung. Das allgemeine Versicherungsgeschäft umfaßt 

die Krankenversicherung und die Schaden- und Unfallversicherung. 

(2) Die Bilanzposten der Gesamtbilanz sind zusätzlich entsprechend ihrer Zuordnung zu 

den einzelnen Bilanzabteilungen aufzugliedern. Ist eine Zuordnung nicht eindeutig feststell­

bar , so darf der entsprechende Bilanzposten in einer einzigen Bilanzabteilung ausgewiesen 

werden. 
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(3) Für jede Bilanzabteilung ist eine gesonderte versicherungstechnische Rechnung zu 

erstellen. Die nichtversicherungstechnische Rechnung gemäß § 81 e Abs.S ist bis ein­

schließlich Posten 7. gesondert für jede Bilanzabteilung aufzustellen; ab dem Posten 8. sind 

jeweils nur die Gesamtbeträge aller Bilanzabteilungen anzuführen. 

(4) Versicherungsunternehmen, die ausschließlich indirektes Geschäft betreiben, 

können die versicherungstechnische Rechnung für ihr gesamtes Versicherungsgeschäft 

gemäß § 81 e Abs.2 erstellen. 

(S) § 223 Abs.S und 8 erster Satz HGB sind auf den Jahresabschluß nicht anzu­

wenden. 

(S) Aufwendungen und Erträge sind, soweit sie nicht ihrer Art nach in eigenen Posten 

der Gewinn- und Verlustrechnung zu erfassen sind, nach ihrer Verursachung auf die zu­

treffenden Posten der Gewinn- und Verlustrechnung aufzuteilen. 

(7) § 233 Abs.2 HGB gilt nicht für die Aufwendungen für Versicherungsfälle. 

(8) § 223 Abs.2 HGB gilt hinsichtlich der Bilanz nur für die Gesamtbeträge und nicht 

für die Beträge der einzelnen Bilanzabteilungen. 

Gliederung der Bilanz 

§ 81 c. (1) In der Bilanz sind die in den Abs.2 und 3 angeführten Posten gesondert und in 

der vorgeschriebenen Reihenfolge auszuweisen. 

(2) Aktiva: 

A. Immaterielle VermÖgensgegenstände 
I. Aufwendungen für das Ingangsetzen, Erweitern und Umstellen des Betriebes 
11. Entgeltlich erworbener Firmenwert 
111. Aufwendungen für den Erwerb eines Versicherungsbestandes 
IV. Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände 
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B. Kapitalanlagen 
I. Grundstücke und Bauten 
11. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen und Beteiligungen 

1 . Anteile an verbundenen Unternehmen 
2. Schuldverschreibungen von verbundenen Unternehmen und Darlehen an 

verbundene Unternehmen 
3. Beteiligungen 
4. Schuldverschreibungen von und Darlehen an Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht 
111. Sonstige Kapitalanlagen 

1. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 
2. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 
3. Hypothekenforderungen 
4. Polizzendarlehen und -vorauszahlungen 
5. Sonstige Darlehensforderungen 
6. Guthaben bei Banken 
7. Andere Kapitalanlagen 

IV. Depotforderungen aus dem übernommenen Rückversicherungsgeschäft 

c. Kapitalanlagen der fondsgebundenen Lebensversicherung 

D. Forderungen 

I. Forderungen aus dem direkten Geschäft 
1. an Versicherungsnehmer 
2. an Versicherungsvermittler 
3. an Versicherungsunternehmen 

11. Abrechnungsforderungen aus dem Rückversicherungsgeschäft 
111. Eingeforderte ausstehende Einlagen 
IV. Sonstige Forderungen 

E. Anteilige Zinsen und Mieten 

F. Sonstige Vermögensgegenstände 
I. Sachanlagen (ausgenommen Grundstücke und Bauten) 
11. Laufende Guthaben bei Banken, Schecks und Kassenbestand 
111. Eigene Aktien und eigene Partizipationsscheine 
IV. Andere Vermögensgegenstände 

G. Verrechnungsposten mit der Zentrale 

H. Rechnungsabgrenzungsposten 

I. Verrechnungsposten zwischen den Abteilungen 
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(3) Passiva: 

A. Eigenkapital 
I. Grundkapital 

1 . Nennbetrag 
2. Nicht eingeforderte ausstehende Einlagen 

11. Dotationskapital 
111. Partizipationskapital 
IV. Kapitalrücklagen 

1. gebundene 
2. nicht gebundene 

V. Gewinnrücklagen 
1. Sicherheitsrücklage 
2. Gesetzliche Rücklage gemäß § 130 AktG 
3. Sonstige satzungsmäßige Rücklagen 
4. Freie Rücklagen 

VI. Bilanzgewinn/Bilanzverlust 

B. Unversteuerte Rücklagen 
I. Risikorücklage gemäß § 73 a VAG 
11. Bewertungsreserve auf Grund von Sonderabschreibungen 
111. Sonstige unversteuerte Rücklagen 

c. Nachrangige Verbindlichkeiten 

D. Versicherungstechnische Rückstellungen im Eigenbehalt 
I. Prämienüberträge 

1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

11. Deckungsrückstellung 
1 . Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

111. Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle 
1 . Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

IV. Rückstellung für erfolgsunabhängige Prämienrückerstattung 
1 . Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

V. Rückstellung für erfolgsabhängige Prämienrückerstattung bzw. Gewinnbeteili­
gung der Versicherungsnehmer 
1 . Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

VI. Schwankungsrückstellung 
VII. Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen 

1 . Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 
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E. Versicherungstechnische Rückstellungen der fondsgebundenen Lebensversicherung 
I. Gesamtrechnung 
11. Anteil der Rückversicherer 

F. Nichtversicherungstechnische Rückstellungen 
I. Rückstellungen für Abfertigungen 
11. Rückstellungen für Pensionen 
111. Steuerrückstellungen 
IV. Sonstige Rückstellungen 

G. Depotverbindlichkeiten aus dem abgegebenen Rückversicherungsgeschäft 

H. Sonstige Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus dem direkten Versicherungsgeschäft 

1. an Versicherungsnehmer 
2. an Versicherungsvermittler 
3. an Versicherungsunternehmen 

11. Abrechnungsverbindlichkeiten aus dem Rückversicherungsgeschäft 
111. Anleiheverbindlichkeiten (mit Ausnahme des Ergänzungskapitals) 
IV. Verbindlichkeiten gegen Banken 
V. Andere Verbindlichkeiten 

I. VerrechnungsDosten mit der Zentrale 

J. Rechnungsabgrenzungsposten 

(4) § 224 HGB ist nicht anzuwenden. 

Entwicklung von Vermögensgegenständen 

§ 81 d. (1) Die Entwicklung der Posten A., B.1. und B.l1. des § 81 c Abs.2 der Gesamt­

bilanz ist in der Bilanz oder im Anhang darzustellen. Dabei sind, ausgehend von den 

Bilanzwerten am Ende des vorangegangenen Geschäftsjahres, die Zugänge, die Um­

buchungen, die Abgänge, die Zuschreibungen und die Abschreibungen im Geschäftsjahr 

sowie die Bilanzwerte am Ende des Geschäftsjahres gesondert aufzuführen. 

(2) § 226 Abs.1 HGB ist nicht anzuwenden. 
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Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 

§ 81 e. (1) Die Gewinn- und Verlustrechnung ist in Staffelform aufzustellen. In ihr sind die 

in den Abs.2 bis 5 angeführten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert auszu­

weisen. 

(2) I. Versicherungstechnische Rechnung 
- Allgemeines Versicherungsgeschäft, Schaden- und Unfallversicherung 

1 . Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aal Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene Rückversicherungsprämien 

b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

2. Kapitalerträge des technischen Geschäfts 
3. Sonstige versicherungstechnische Erträge 
4. Aufwendungen für Versicherungsfälle 

a) Zahlungen für Versicherungsfälle 
~a) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Veränderung der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungs­
fälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

5. Erhöhung von versicherungstechnischen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

6. Verminderung von versicherungstechnischen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

7. Aufwendungen für die erfolgsunabhängige Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 
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9. Aufwendungen für den Versicherungs betrieb 
a) Aufwendungen für den Versicherungsabschluß 
b) Sonstige Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 
c) Rückversicherungsprovisionen und Gewinnanteile aus Rückversicherungs-

abgaben 
10. Sonstige versicherungstechnische Aufwendunge.n 
11 . Veränderung der Schwankungsrückstellung 
1 2. Versicherungstechnisches Ergebnis 

(3) 11. Versicherungstechnische Rechnung 
- Allgemeines Versicherungsgeschäft, Krankenversicherung 

1 . Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aal Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene Rückversicherungsprämien 

b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

2. Kapitalerträge des technischen Geschäfts 
3. Sonstige versicherungstechnische Erträge 
4. Aufwendungen für Versicherungsfälle 

a) Zahlungen für Versicherungsfälle 
aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Veränderung der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

5. Erhöhung von versicherungstechnischen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

6. Verminderung von versicherungstechnischen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

7. Aufwendungen für die erfolgsunabhängige Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 
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8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige PrämienrÜckerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

9. Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 
a) Aufwendungen fÜr den Versicherungsabschluß 
b) Sonstige Aufwendungen fÜr den Versicherungsbetrieb 
c) RÜckversicherungsprovisionen und Gewinnanteile aus Rückversicherungs-

abgaben 
10. Sonstige versicherungstechnische Aufwendungen 
11 . Veränderung der SchwankungsrÜckstellung 
1 2. Versicherungstechnisches Ergebnis 

(4) 111. Versicherungstechnische Rechnung 
Lebensversicherung 

1 . Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aal Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene RÜckversicherungsprämien 

b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der RÜckversicherer 

2. Kaoitalerträge des technischen Geschäfts 
3. Nicht realisierte Gewinne aus Kapitalanlagen gemäß Posten C. der Aktiva 
4. Sonstige versicherungstechnische Erträge 
5. Aufwendungen für Versicherungsfälle 

a) Zahlungen fÜr Versicherungsfälle 
aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der RÜckversicherer 

b) Veränderung der RÜckstellung fÜr noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der RÜckversicherer 

6. Erhöhung von versicherungstechnischen RÜckstellungen 
a) DeckungsrÜckstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der RÜckversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische RÜckstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

7. Verminderung von versicherungstechnischen Rückstellungen 
a) DeckungsrÜckstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische RÜckstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 
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8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige Prämienrückerstattung bzw. Gewinn­
beteiligung der Versicherungsnehmer 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

9. Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 
a) Aufwendungen für den Versicherungsabschluß 
b) Sonstige Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 
c) Rückversicherungsprovisionen und Gewinnanteile aus Rückversicherungs-

abgaben 
10. Nicht realisierte Verluste aus Kapitalanlagen gemäß Posten C. der Aktiva 
11 . Sonstige versicherungstechnische Aufwendungen 
1 2. Versicherungstechnisches Ergebnis 

(5) IV. Nichtversicherungstechnische Rechnung 

1 . Versicherungstechnisches Ergebnis 
2. Erträge aus Kapitalanlagen 

a) Erträge aus Beteiligungen, 
davon verbundene Unternehmen 

b) Erträge aus Grundstücken und Bauten 
c) Erträge aus sonstigen Kapitalanlagen, 

davon verbundene Unternehmen 
d) - Erträge aus Zuschreibungen 
e) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 
f) Sonstige Erträge 

3. Aufwendungen für Kapitalanlagen 
a) Aufwendungen für die Vermögensverwaltung 
b) Abschreibungen von Kapitalanlagen 
c) Zinsenaufwendungen 
d) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 
e) Sonstige Aufwendungen 

4. In die versicherungstechnische Rechnung übertragene Kapitalerträge 
5. Sonstige nichtversicherungstechnische Erträge 
6. Sonstige nichtversicherungstechnische Aufwendungen 
7. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
8. Außerordentliche Erträge 
9. Außerordentliche Aufwendungen 
10. Außerordentliches Ergebnis 
11 . Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 
12. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 
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13. Auflösung von Rücklagen 
a) Auflösung der Risikorücklage gemäß § 73 a VAG 
b) Auflösung der Bewertungsreserve auf Grund von 50nderabschreibungen 
c) Auflösung sonstiger unversteuerter Rücklagen 
d) Auflösung von Kapitalrücklagen 
e) Auflösung der Sicherheitsrücklage 
f) Auflösung der Rücklagen gemäß § 130 AktG 
g) Auflösung der sonstigen satzungsmäßigen Rücklagen 
h) Auflösung der freien Rücklagen 

14. Zuweisung an Rücklagen 
a) Zuweisung an die Risikorücklage gemäß § 73 a VAG 
b) Zuweisung an die Bewertungsreserve auf Grund von 50nderabschreibungen 
c) Zuweisung an sonstige unversteuerte Rücklagen 
d) Zuweisung an die Sicherheitsrücklage 
e) Zuweisung an die gesetzliche Rücklage gemäß § 130 AktG 
f) Zuweisung an sonstige satzungsmäßige Rücklagen 
g) Zuweisung an freie Rücklagen 

15. Jahresgewinn/Jahresverlust 
16. GewinnvortragNerlustvortrag 
1 7. Bilanzgewinn/Bilanzverlust 

(6) § 231 HGB ist nicht anzuwenden. 

Erfassung von Aufwendungen und Erträgen 

§ 81 f. (1) Die Aufrechnung von Aufwendungen mit Erträgen ist vorzunehmen für 

1 . die an die Versicherungsnehmer weiterverrechnete Feuerschutzsteuer mit dem Feuer­

schutzsteueraufwand, 

2. die erhaltenen Vergütungen aus der Mitversicherung mit dem Provisionsaufwand, 

3. die Ersätze, die zur Deckung bestimmter Aufwendungen verrechnet werden, mit den 

entsprechenden Aufwendungen des Versicherungsunternehmens, 

4. die Erträge mit den laufenden Aufwendungen der Grundstücke und Bauten, ausge­

nommen die Abschreibungen, 

5. die Erträge mit den Aufwendungen von Beteiligungen, ausgenommen die Ab­

schreibungen, 

6. Erlöse aus Anlagenverkäufen mit den Buchwerten der veräußerten Anlagen, 

7. valutarische Kursgewinne mit Kursverlusten aus ein und derselben Währung. 
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(2) Für Einrichtungen, die nicht unmittelbar mit dem Betrieb der Vertragsversicherung 

im Zusammenhang stehen, ist der Unterschiedsbetrag zwischen den Aufwendungen und 

Erträgen in die in Betracht kommenden Posten der Gewinn- und Verlustrechnung einzu­

stellen. 

(3) Der Erfolg aus Verträgen des indirekten Geschäfts kann längstens bis zu einem 

Jahr periodenverschoben ausgewiesen werden. Einlangende Rechnungen sind laufend zu 

buchen. In einem Geschäftsjahr sind grundsätzlich die Abrechnungen eines Abrechnungs­

jahres erfolgswirksam zu erfassen. Für bis zum Bilanzstichtag entstandene und bis zum 

Bilanzerstellungstag bekanntgewordene Verluste sind entsprechende Rückstellungen zu 

bilden. Ein Abweichen von der zeitversetzten Buchung ist nur bei Vorliegen besonderer 

Umstände zulässig. 

Allgemeine Bewertungsvorschriften 

§ 81 9.(1) § 201 Abs.1 Z 4 HGB ist unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Ver­

sicherungsgeschäftes anzuwenden. 

(2) § 235 HGB ist nicht auf die Kapitalanlagen gemäß Posten B. des § 81 c Abs.2 an­

zuwenden. 

Bewertung von Vermögensgegenständen 

§ 81 h. (1) Kapitalanlagen laut Posten B. des § 81 c Abs.2 sind mit Ausnahme der in 

Abs.2 genannten wie Gegenstände des Anlagevermögens zu bewerten (§ § 203 f HGB). 

(2) Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen, Aktien, Wertpapiere über 

Partizipations- und Ergänzungskapital, Investmentfondsanteile und Depotforderungen laut 

Posten B. des § 81 c Abs.2 sind wie Gegenstände des Umlaufvermögens zu bewerten 

(§§ 206 f HGB). 

(3) Die Kapitalanlagen der fondsgebundenen Lebensversicherung laut Posten C. des 

§ 81 c Abs.2 sind zu den Börsen- oder Marktpreisen ohne Rücksicht auf ihre An- . 

schaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten. Hierin enthaltene Grundstücke und 

Bauten sind in Abständen von längstens drei Jahren durch geeignete Sachverständige zu 
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bewerten. Werterhöhungen sind ausreichend zu begründen und vom Abschlußprüfer auf 

ihre wirtschaftliche Angemessenheit zu überprüfen. 

Allgemeine Vorschriften über die versicherungstechnischen Rückstellungen 

§ 81 i. (1) Versicherungstechnische Rückstellungen sind insoweit zu bilden, wie dies nach 

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist, um die dauernde Erfüllbarkeit der 

Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen zu gewährleisten. Im Rahmen der Be­

wertung ist auf den Grundsatz der Vorsicht Bedacht zu nehmen. 

(2) Versicherungstechnische Rückstellungen sind insbesondere die Prämienüberträge, 

die Deckungsrückstellung, die Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle, 

die Rückstellungen für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige Prämienrückerstattung 

und die Schwankungsrückstellung. 

(3) Enthätt der Geschäftsplan Vorschriften über die Berechnung versicherungstech­

nischer Rückstellungen, so ist diesen Vorschriften entsprechend vorzugehen. 

(4) Auf versicherungstechnische Rückstellungen ist § 1 98 Abs.8 letzter Satz HGB 

nicht anwendbar. 

Prämienüberträge 

§ 81 j. (1) Prämienüberträge sind die Teile der verrechneten Prämien, die sich auf einen 

nach dem Ende des Geschäftsjahres liegenden Zeitraum beziehen. Sie sind grundsätzlich 

für jeden Versicherungsvertrag einzeln pro rata temporis zu ermitteln. 

(2) Die Prämienüberträge können auch durch Näherungsverfahren ermittelt werden, 

wenn davon auszugehen ist, daß deren Ergebnisse denen einer zeitanteiligen EinzeIbe­

rechnung für jeden Versicherungsvertrag nahekommen. 

(3) In Versicherungszweigen, in denen die Annahme zeitlicher Proportionalität 

zwischen Risikoverlauf und Prämie nicht zutrifft, sind Berechnungsverfahren anzuwenden, 
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die der im Zeitablauf unterschiedlichen Entwicklung des Risikos Rechnung tragen. 

Deckungsrückstellung 

§ 81 k. (1) Die Deckungsrückstellung ist für jeden Versicherungsvertrag einzeln zu be­

rechnen. Die Anwendung von statistischen oder mathematischen Methoden ist zulässig, 

wenn davon auszugehen ist, daß diese zu annähernd den gleichen Ergebnissen führen wie 

die Einzelberechnungen. 

(2) Die Deckungsrückstellung umfaßt in der Lebensversicherung und in der Unfallver­

sicherung, die nach Art der Lebensversicherung betrieben wird, den versicherungsmathe­

matisch errechneten Wert der Verpflichtungen des Versicherungsunternehmens ein­

schließlich der bereits zugeteilten und der zugesagten Gewinnanteile und einer allfälligen 

Verwaltungskostenrückstellung abzüglich der Summe der Barwerte der künftig ein­

gehenden Prämien. 

(3) Durch Zillmerung entstehende negative Deckungskapitalien sind auf Null zu setzen. 

(4) Die Berechnung der Deckungsrückstellung ist von einem Versicherungsmathe­

matiker oder einem anderen geeigneten Sachverständigen auf der Grundlage anerkannter 

versicherungsmathematischer Methoden vorzunehmen. 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle 

§ 81 I. (1) Rückstellungen für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle sind für die dem 

Grund oder der Höhe nach noch nicht feststehenden Leistungsverpflichtungen aus bis zum 

Bilanzstichtag eingetretenen Versicherungsfällen sowie für sämtliche hiefür nach dem 

Bilanzstichtag voraussichtlich anfallenden Schadenregulierungsaufwendungen zu bilden. 

(2) Die Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle ist grundsätzlich 

für jeden Versicherungsfall einzeln zu ermitteln. Die Ermittlung kann auf andere Weise 

vorgenommen werden, wenn die Eigenart des Versicherungszweiges einer Einzelermittlung 

entgegensteht. Eine Pauschal bewertung ist zulässig, wenn auf Grund der Anzahl 
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gleichartiger Risken davon auszugehen ist, daß diese zu annähernd den gleichen Ergeb­

nissen führt wie die Einzelermittlung. 

(3) Für Versicherungsfälle, die bis zum Bilanzstichtag entstanden und im Zeitpunkt der 

Bilanzerstellung nicht bekannt sind, ist die Rückstellung auf Grund von Erfahrungswerten 

zu bilden (Spätschadenrückstellung). 

(4) Die Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle hat auch die am 

Bilanzstichtag feststehenden, jedoch noch nicht abgewickelten Leistungsverpflichtungen zu 

enthalten. 

(5) Von der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle ist der Ge­

samtbetrag der einbringlichen Forderungen abzusetzen, die entstanden sind, weil auf Grund 

von geleisteten Entschädigungen Rückgriff genommen werden kann (Regresse) oder An­

sprüche auf ein versichertes Objekt bestehen, für das Ersatz geleistet worden ist. Auf die 

Einbringlichkeit und Verwertbarkeit der Forderungen ist Bedacht zu nehmen und der Grund­

satz der Vorsicht einzuhalten. 

(6) Ist in einem Versicherungszweig, der nicht unter § 18 Abs.l fällt, eine Versiche­

rungsleistung in Form einer Rente zu erbringen, so ist die Rückstellung hiefür nach aner­

kannten versicherungsmathematischen Grundsätzen zu bilden. 

Schwankungsrückstellung 

§ 81 m. (1) Zum Ausgleich der Schwankungen des jährlichen Schadenbedarfs im Eigenbe­

halt ist tür die Versicherungszweige der Schaden- und Unfallversicherung eine 

Schwankungsrückstellung zu bilden. 

(2) Die Verpflichtung zur Bildung einer Schwankungsrückstellung besteht, wenn in 

einem längerfristigen Beobachtungszeitraum erhebliche Schwankungen der Schadensätze 

im Eigenbehalt zu beobachten waren und die Summe aus Schadenaufwand im Eigenbehalt 

und Betriebsaufwendungen mindestens einmal im Beobachtungszeitraum die abgegrenzten 

Eigenbehaltsprämien überstiegen hat. Für Versicherungszweige, für die die ab 
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gegrenzten Prämien keinen größeren Umfang erreichen, kann die Bildung einer 

Schwankungsrückstellung unterbleiben. 

Anhang 

§ 81 n. (1) Der Anhang hat unbeschadet der Bestimmungen des HGB und des Art.X RLG 

zu enthalten: 

1. Angaben über die im Geschäftsjahr eingeforderten Einlagen auf das Grundkapital und 

die auf Grund dieser Einforderungen dem Grundkapital zugeführten und die rückständig 

gebliebenen Beträge; 

2. Angaben über die aus dem Reingewinn des Vorjahres auf Rechnung der ausstehenden 

Einlagen dem Grundkapital zugeführten Beträge; 

3. Angaben über die Anteile der Aktionäre am Reingewinn, wenn das Grundkapital noch 

nicht voll eingezahlt ist; 

4. Angaben über die Veränderung des Zusatzkapitals im Geschäftsjahr sowie über die 

Ausgabe von Wertpapieren hierüber im Geschäftsjahr; 

5. Angaben über die Bestätigung der Gesetzmäßigkeit der Begebung von Zusatzkapital 

durch einen Wirtschaftsprüfer, sofern eine solche Begebung im Geschäftsjahr erfolgt 

ist; 

6. für eigene Partizipationsscheine des Unternehmens die für eigene Aktien gemäß § 240 

Z 3 HGB erforderlichen Angaben; 

7. Angaben über die Höhe des Anteils an einem herrschenden Unternehmen unter Angabe 

des Unternehmens, allfälliger Nachschußverpflichtungen und der Veränderung der 

Höhe des Anteils während des Geschäftsjahres; 
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8. Angaben über die erfolgsabhängige Prämienrückerstattung an Versicherungsnehmer 

und die Verteilung des verbleibenden Jahresüberschusses an Mitglieder eines Ver­

sicherungsvereins auf 'Gegenseitigkeit sowie über die Entwicklung der zu diesem 

Zwecke gebildeten Rückstellungen; 

9. Angaben über den Eintritt einer Nachschußpflicht der Mitglieder eines Versicherungs­

vereins auf Gegenseitigkeit oder die Herabsetzung der Versicherungsleistungen an 

Mitglieder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit gemäß § 40 Abs.2 VAG. 

(2) Im Anhang sind auch anzugeben 

1. der Bilanzwert selbst genutzter Liegenschaften; 

2. die Kapitalanlagen der fondsgebundenen lebensversicherung, wobei diese auf die 

Kapitalanlagearten laut Posten B. des § 81 c Abs.2 aufzugliedern sind; 

3. Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen der Bilanzposten B. und C. des § 81 c 

Abs.2; § 237 Z 5 HGB ist nicht anzuwenden; 

4. der auf verbundene Unternehmen und der auf Unternehmen, mit denen ein Beteili­

gungsverhältnis besteht, entfallende Anteil an den Bilanzposten D./., 0.11., D.II/. und 

D.lV. des § 81 c Abs.2 und H.I., H.II., H.II/., H.IV. und H.V. des § 81 c Abs.3; 

5. der auf verbundene Unternehmen und der auf Unternehmen, mit denen ein Beteili­

gungsverhältnis besteht, entfallende Anteil an Wertpapieren, Forderungen oder Bank­

guthaben, die unter den Kapitalanlagen ausgenommen im Posten B.II. ausgewiesen 

sind; 

6. Beträge, die unter den Bilanzposten A.lV., B.III.7., D.IV. und F.lV. des § 81 c Abs.2 

sowie B.II/., F.IV. und H.V. des § 81 c Abs.3 enthalten und von größerer Bedeutung 

sind; Angaben sind jedenfalls erforderlich, wenn diese Beträge 5 vH der Bilanzsumme 

übersteigen; 
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7. Beträge, die unter den "sonstigen versicherungstechnischen Erträgen", den "sonstigen 

versicherungstechnischen Aufwendungen", den "sonstigen Aufwendungen für Kapital­

anlagen", den "sonstigen nichtversicherungstechnischen Erträgen" und den "sonstigen 

nichtversicherungstechnischen Aufwendungen" enthalten und von größerer Bedeutung 

sind; Angaben sind jedenfalls erforderlich, wenn diese Beträge 5 vH der abgegrenzten 

Prämien übersteigen; 

8. der Anteil des zeitversetzt gebuchten indirekten Geschäftes an den abgegrenzten 

Prämien, gegliedert nach dem Ausmaß der Zeitverschiebung; Änderungen sind näher 

zu erläutern; 

9. die Beträge der in den Posten "Aufwendungen für Versicherungsfälle", 

"Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb" , "sonstige versicherungstechnische 

Aufwendungen", "Aufwendungen für Kapitalanlagen" und "sonstige nichtversiche­

rungstechnische Aufwendungen" enthaltenen 

a) Gehälter und Löhne; 

b) Aufwendungen für Abfertigungen und Pensionen; 

c) Aufwendungen für gesetzlich vorgeschriebene Sozialabgaben, entgeltsab­

hängigen Abgaben und Pflichtbeiträge; 

d) sonstigen Sozialaufwendungen; 

diese Angaben ersetzen die Angaben gemäß § 2~7 Z 4 HGB; 

10. die auf das direkte Versicherungsgeschäft im Geschäftsjahr entfallenden Provisionen; 

11 . die Bewertungsmethode von Grundstücken und Bauten, die in den Bilanzposten C. 

des § 81 c Abs.2 enthalten sind, und die Zuordnung nach Jahren, in denen zuletzt 

eine Bewertung erfolgte; 

12. Forderungen, die gemäß § 81 I Abs.5 von der Rückstellung für noch nicht abge­

wickelte Versicherungsfälle abzuziehen sind und einen größeren Umfang erreichen; 

13. der Grund für die Übertragung von Kapitalerträgen vom nichttechnischen Teil in den 

technischen Teil der Gewinn- und Verlustrechnung. 
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(3) Die Angaben gemäß § 237 Z 3 HGB erstrecken sich nicht auf Eventualver­

pflichtungen, die aus Versicherungsverträgen herrühren. 

(4) Betragsangaben gemäß Abs. 1 und 2 können in vollen 1 000 Schilling erfolgen. 

§ 81 o. (1) Der Anhang hat darüber hinaus zu enthalten 

1 . für die Schaden- und Unfallversicherung die verrechneten Prämien, die abgegrenzten 

Prämien, die Aufwendungen für Versicherungsfälle und die Aufwendungen für den 

Versicherungsbetrieb, jeweils für die Gesamtrechnung, und den Rückversicherungs­

saldo, gegliedert nach Geschäftsbereichen; 

2. für die Krankenversicherung und die Lebensversicherung die verrechneten Prämien der 

Gesamtrechnung, gegliedert nach Geschäftsbereichen, sowie den Rückversiche­

rungssaldo. 

(2) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbereichen in der Schaden- und Unfallver­

sicherung sind die Beträge gemäß Abs. 1 Z 1 für die Feuer- und Feuerbetriebsunter­

brechungsversicherung, Haushaltversicherung, sonstigen Sachversicherungen, Kraft­

fahrzeug-Haftpflichtversicherung, sonstigen Kra ftfahrzeugversicherungen, Unfallversiche­

rung , Haftpflichtversicherung, Rechtsschutzversicherung, See-, Luftfahrt- und Trans­

portversicherung, Kredit- und Kautionsversicherung, Verkehrs-Service Versicherung und 

sonstigen Versicherungen, jeweils für das direkte Geschäft, für die übernommene See-, 

Luftfahrt- und Transportversicherung und für die sonstigen indirekten Versicherungen 

anzugeben. 

(3) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbereichen in der Krankenversicherung sind die 

verrechneten Prämien für die Einzelversicherungen und Gruppenversicherungen des 

direkten Geschäfts und für das indirekte Geschäft anzugeben. 

(4) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbereichen in der Lebensversicherung sind die 

verrechneten Prämien für Einzelversicherungen, für Gruppenversicherungen, für Verträge 

mit Einmalprämien, für Verträge mit laufenden Prämien, für Verträge mit Gewinnbeteili 
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gung, für Verträge ohne Gewinnbeteiligung und für Verträge der fondsgebundenen 

Lebensversicherung sowie für das indirekte Geschäft anzugeben. 

(5) Wird übernommenes Rückversicherungsgeschäft nicht in derjenigen Bilanzabteilung 

ausgewiesen, der es als direktes Geschäft zuzuordnen wäre, so sind für übernommenes 

Schaden- und Unfallversicherungsgeschäft die Beträge gemäß Abs.1 Z 1 und für 

übernommenes Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft die Beträge gemäß Abs.1 Z 2 

anzuführen und anzugeben, in welcher Bilanzabteilung der Ausweis erfolgt. 

(6) Für jede Bilanzabteilung sind die verrechneten Prämien des direkten Geschäfts für 

das Inland, für die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften und für das übrige 

Ausland gesondert anzugeben, sofern der einzelne Betrag 5 vH der verrechneten Prämien 

des direkten Geschäfts der jeweiligen Bilanzabteilung übersteigt. Bei der Aufgliederung 

nach Geschäftsgebieten sind die Prämien und die Aufwendungen für Versicherungsfälle 

des indirekten Geschäfts nach dem Sitzland des Vorversicherers zuzuordnen. 

(7) Betragsangaben gemäß Abs.1 bis 6 können in vollen 1 000 Schilling erfolgen. 

(8) § 237 Z 9 HGB ist nicht anzuwenden. 

Lagebericht 

§ 81 p. Im Lagebericht ist auch über 

1. die Teile der Geschäftsgebarung, die gemäß § 17 a einem anderen Unternehmen 

übertragen sind, 

2. den Geschäftsverlauf in den einzelnen Versicherungszweigen des direkten Geschäfts 

und über den Einfluß des Ergebnisses des indirekten Geschäfts auf das Ergebnis des 

Geschäftsjahres 

zu berichten. 
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Vorschriften über die Abschlußprüfung 

~ (1) Der Aufsichtsrat hat vor Ablauf des Geschäftsjahres einen Abschlußprüfer zu 

benennen. Der Vorstand hat der Versicherungsaufsichtsbehörde die vom Aufsichtsrat als 

Abschlußprüfer benannte Person bekanntzugeben. 

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat, wenn begründete Zweifel an der Erfüllung 

der Voraussetzungen für die Beauftragung der als Abschlußprüfer benannten Person be­

stehen, innerhalb eines Monats nach Einlangen der Bekanntgabe der Beauftragung zu 

widersprechen und die Benennung einer anderen Person als Abschlußprüfer binnen ange­

messener Frist zu verlangen. Der Beauftragung ist insbesondere zu widersprechen, wenn 

die personelle oder wirtschaftliche Unabhängigkeit des Abschlußprüfers von dem zu 

prüfenden Versicherungsunternehmen nicht gewährleistet ist. 

(3) Hat der Aufsichtsrat vor Ablauf des Geschäftsjahres keinen Abschlußprüfer oder 

innerhalb der von der Versicherungsaufsichtsbehörde für die Benennung eines anderen 

Abschlußprüfers gesetzten Frist keinen anderen Abschlußprüfer benannt, so hat die Ver­

sicherungsaufsichtsbehörde selbst den Abschlußprüfer zu benennen. Das gleiche gilt, wenn 

begründete Zweifel an der Erfüllung der Voraussetzungen für die Beauftragung auch beim 

neu benannten Abschlußprüfer bestehen. 

(4) Der Vorstand hat dem Abschlußprüfer, dessen Beauftragung die Versicherungs­

aufsichtsbehörde nicht widersprochen oder den sie selbst benannt hat, unverzüglich den 

Prüfungsauftrag zu erteilen. 

(5) Der Abschlußprüfer hat gesondert über seine Beurteilung der wirtschaftlichen Ver­

hältnisse des Versicherungsunternehmens sowie über im Zuge der Prüfung wahrge­

nommene Tatsachen, welche die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Ver­

sicherungsverträgen beeinträchtigen, zu berichten. Der Bericht hat insbesondere Angaben 

über die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie von Anordnungen der 

Versicherungsaufsichtsbehörde zu enthalten. 

(6) Die Prüfung hat sich auch auf die in den § § 17 bund 1 7 c angeführten Ange­

legenheiten und die Einhaltung der Bestimmungen über die Kapitalausstattung gemäß 

§ 73 b zu erstrecken. 
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(7) An den Beratungen des Aufsichtsrats über den Jahresabschluß hat der Abschluß­

prüfer als sachverständige' Auskunftsperson teilzunehmen. 

(8) Hält es die Versicherungsaufsichtsbehörde für erforderlich, daß die Prüfung ergänzt 

wird, so hat der Vorstand auf Verlangen der Versicherungsaufsichtsbehörde das 

Erforderliche zu veranlassen. 

(9) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Abschlußprüfer und Vorstand über die 

Auslegung der für die Rechnungslegung von Versicherungsunternehmen geltenden be­

sonderen Vorschriften entscheidet auf Antrag des Abschlußprüfers oder des Vorstands die 

Versicherungsaufsichtsbehörde . 

(10) Auf die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes sind Abs.1 

bis 9 sinngemäß anzuwenden. 

Anzeigepflicht des Abschlußprüfers 

§ 82 a. Werden vom Abschlußprüfer Tatsachen festgestellt, auf Grund derer er die 

dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen gefährdet oder 

die für den Betrieb der Vertragsversicherung geltenden Vorschriften für verletzt erachtet, 

so hat er dies mit Erläuterungen der Versicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich 

anzuzeigen. Diese Anzeigen sind dem Vorstand und dem Aufsichtsrat oder der Ge­

sChäftsleitung der Zweigniederlassung eines ausländischen Versicherungsunternehmens zur 

Kenntnis zu bringen. 

Bericht an die Versicherungsaufsichtsbehörde 

~ (1) Inländische Versicherungsunternehmen haben der Versicherungsaufsichtsbehörde 

unverzüglich, längstens innerhalb von sieben Monaten nach Ende des Geschäftsjahres 

vorzulegen 
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1 . den Jahresabschluß, 

2. den Lagebericht, 

3. den Bericht des Abschlußprüfers, 

4. den Nachweis der Feststellung des Jahresabschlusses, 

5. eine beglaubigte vollständige Abschrift des Protokolls über die Versammlung, die die 

Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats zum Gegenstand hatte, 

6. den Nachweis der Veröffentlichung des Jahresabschlusses, 

7. hinsichtlich des Konzernabschlusses die in Z 1, 2, 3 und 6 angeführten Berichtsteile. 

(2) Zweigniederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen haben der Ver­

sicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich, längstens innerhalb von sieben Monaten nach 

Ende des Geschäftsjahres vorzulegen 

1. den Jahresabschluß der Zweigniederlassung, 

2. den Lagebericht der Zweigniederlassung, 

3. den Bericht des Abschlußprüfers über die Prüfung der Zweigniederlassung, 

4. den Jahresabschluß und den Lagebericht des Gesamtunternehmens, 

5. eine beglaubigte vollständige Abschrift des Protokolls über die Versammlung, die die 

Feststellung des Jahresabschlusses zum Gegenstand hatte, 

6. den Nachweis der Veröffentlichung des Jahresabschlusses der Zweigniederlassung und 

des Gesamtunternehmens gemäß § 84 Abs.4. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann, wenn dies für die Überwachung der Ge­

schäftsgebarung erforderlich ist, verlangen, daß die in Abs.2 Z 4 und 5 angeführten Unter­

lagen auch in beglaubigter deutscher Übersetzung vorgelegt werden. 

(4) Auf Antrag kann die Versicherungsaufsichtsbehörde in begründeten Fällen die Frist 

gemäß Abs.1 und 2 erstrecken. 
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Offenlegung 

§ 84. (1) Der Jahresabschluß und der Lagebericht haben spätestens sieben Monate nach 

Ende des Geschäftsjahres bis zum Ende des zweiten dem Geschäftsjahr folgenden 

Kalenderjahres am Sitz des Unternehmens oder der Zweigniederlassung zur Einsichtnahme 

aufzuliegen. 

(2) Der Jahresabschluß und der Lagebericht sind jedermann auf Verlangen gegen Er­

satz der Kosten auszufolgen. 

(3) Versicherungsunternehmen haben vom Anhang nur die Angaben gemäß den 

§ § 222 Abs.2, 236 und 239 Abs.1 Z 1 und Abs.2 HGB und die Angaben gemäß den 

§ § 81 d und 81 0 zu veröffentlichen. 

(4) Für den Konzernabschluß und den Konzernlagebericht gelten die Abs.1 bis 3 sinn­

gemäß. 

(5) Für die Zweigniederlassung eines ausländischen Versicherungsunternehmens ist der 

Jahresabschluß des Gesamtunternehmens in gekürzter Form im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" in deutscher Sprache zu veröffentlichen. 

(6) § 277 Abs.1 vierter Satz HGB ist nicht anzuwenden. 

Besondere Rechnungslegungsvorschriften 

il.§.:. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann durch Verordnung über die Rechnungs­

legung und die Konzernrechnungslegung von Versicherungsunternehmen diejenigen be­

sonderen Anordnungen treffen, die im Hinblick auf die Eigenart des Betriebes der Ver­

tragsversicherung, die angemessene Aufklärung der Versicherungsnehmer und der 

Öffentlichkeit über die Geschäftsgebarung, die Erfordernisse der Überwachung der Ge­

schäftsgebarung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde und die Ausführung der Be­

stimmungen dieses Hauptstückes für Zwecke der Versicherungsaufsicht notwendig sind. 
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(2) Die Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehörde können unter Berücksichti­

gung dieser Erfordernisse insbesondere enthalten 

1. Vorschriften über verbindliche Formblätter für den Jahresabschluß und die Angaben 

gemäß den § § 81 d Abs.1 und 81 0; 

2. Vorschriften über die Ermittlung und Berechnung der versicherungstechnischen 

Rückstellungen; 

3. Vorschriften über die Erstellung einer gesonderten Erfolgsrechnung für einzelne Ver­

sicherungszweige des direkten und indirekten Geschäfts; 

4. Vorschriften über den Ausweis von Versicherungsverhältnissen, die im Verhältnis der 

Versicherer untereinander gleich der Mitversicherung gestaltet sind, ohne gegenüber 

dem Versicherungsnehmer als solche ausgewiesen zu werden; 

5. nähere Vorschriften über die einzelnen Posten des Jahresabschlusses sowie über die 

Angaben im Anhang und im Lagebericht; 

6. Vorschriften über die Durchführung der Abschlußprüfung und den Bericht des Ab­

schlußprüfers; 

7. die näheren Vorschriften über die Erfüllung der Vorlage pflichten gemäß § 83 Abs.1 Z 4 

und 6 und Abs.2 Z 6; 

8. Vorschriften über das Erfordernis eigenhändiger Unterschriften für den Jahresabschluß, 

den Lagebericht, den Bericht des Abschlußprüfers und die Bestätigungsvermerke des 

Treuhänders und des versicherungsmathematischen Sachverständigen. 

(3) Für die Konzernrechnungslegung gilt Abs.2 sinngemäß. 

§ 85 a. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann alle für die Überwachung der Ge­

schäftsgebarung der Versicherungsunternehmen (§ 99) und für die Führung von Versiche­

rungsstatistiken (§ 116 Abs.2) erforderlichen Angaben verlangen. Diese Angaben können 

insbesondere die Aufgliederung von Posten des Jahresabschlusses, statistische Daten über 

das Unternehmen, den gesonderten Ausweis von Versicherungsverhältnissen gemäß § 85 

Abs.2 Z 4 und die Zuordnung des übernommenen Rückversicherungsgeschäfts zu 

bestimmten Bilanzabteilungen umfassen. Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann für die 

ihr vorzulegenden Angaben besondere Bewertungsvorschriften und Vorlagefristen fest­

setzen. 

93/ME XVIII. GP - Entwurf 31 von 112

www.parlament.gv.at



- 30 -

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann für die Angaben gemäß Abs.1 verbind­

liche Formblätter festlegen und Gliederungen vorgeben, die von den Versicherungsunter­

nehmen zu beachten sind.' Sie kann die Vorlage in Form maschinell lesbarer Datenträger 

verlangen und die technischen Eigenschaften der Datenträger festsetzen. 

Rechnungslegung kleiner Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

§ 86. (1) Für die Rechnungslegung kleiner Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (§ 62) 

gelten die §§ 81 Abs.1, 81 b Abs.5 und 6, 81 f Abs.1 Z 1 bis 3,6 und 7 und Abs.2, 81 h 

Abs.1 und 2, 81 i, 81 j, 81 I und 85 a. Für Sterbe kassen gelten auch die § § 81 a Abs.1 

und 3 und 81 k. 

(2) Der Vorstand eines kleinen Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit hat in den 

ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vorangegangene Geschäftsjahr den 

Jahresabschluß und einen Lagebericht aufzustellen. Das oberste Organ hat in den ersten 

fünf Monaten des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses zu be­

schließen. 

(3) Für die Prüfung des Jahresabschlusses kleiner Versicherungsvereine kann in der 

Satzung ein besonderes Organ vorgesehen werden. Die Satzung hat in diesem Fall auch die 

näheren Bestimmungen über den Umfang der Prüfung, die Bestellung des Prüfungsorgans 

und den Prüfungsbericht an das oberste Organ zu enthalten. 

(4) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat durch Verordnung über die Rechnungs­

legung kleiner Versicherungsvereine diejenigen besonderen Anordnungen zu treffen, die im 

Hinblick auf die Eigenart des Betriebes der Vertragsversicherung, die angemessene Auf­

klärung der Versicherungsnehmer und der Öffentlichkeit über die Geschäftsgebarung und 

die Erfordernisse der Überwachung der Geschäftsgebarung durch die Versicherungsauf­

sichtsbehörde notwendig sind. Hiebei ist auf die besonderen Verhältnisse der kleinen Ver­

sicherungsvereine Bedacht zu nehmen. Die Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbe­

hörde können unter Berücksichtigung dieser Erfordernisse neben den in § 85 Abs.2 Z 1, 2 

und 7 genannten insbesondere auch enthalten 
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1. Vorschriften über den Bericht an die Versicherungsaufsichtsbehörde und Vorlage-

fristen, 

2. Vorschriften über die in den Anhang und Lagebericht aufzunehmenden Angaben, 

3. Vorschriften über die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung, 

4. Vorschriften über die Offenlegung des Jahresabschlusses." 

17. Das Fünfte Hauptstück erhält die Bezeichnung "Sechstes Hauptstück" , das Sechste 

Hauptstück erhält die Bezeichnung "Siebentes Hauptstück" , das Siebente Hauptstück 

erhält die Bezeichnung "Achtes Hauptstück ", das Achte Hauptstück erhält die 

Bezeichnung "Neuntes Hauptstück" und das Neunte Hauptstück erhält die 

Bezeichnung "Zehntes Hauptstück" . 

18. Im § 112 wird die Zitierung "§ 80 Abs.2" durch" § 81 a Abs.2" und die Zitierung 

"§ 80 Abs.1 " durch "§ 81 a Abs.1 " ersetzt. 

19. An § 11 ~ werden folgende Abs.4 bis 6 angefügt: 

"(4) Die § § 2 Abs.1, 18 Abs.2, 24 Abs.1, 63 Abs.2 und 3, 71 Abs.3, 73 a Abs.2, 

73 b Abs.3 und Abs.4 Z 2 lit.a und Z 3 lit.a, 76, 77 Abs.7b, 78 Abs.1, 2 und 12 und 

112 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI.Nr ... ./1991 treten mit 1.Jänner 1992 in Kraft. Verordnungen 

auf Grund dieser Bestimmungen dürfen bereits von dem der Kundmachung des 

Bundesgesetzes BGBI.Nr. .. ./1991 folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen 

frühestens mit 1.Jänner 1992 in Kraft treten. 

(5) Das Fünfte Hauptstück des Versicherungsaufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr ... ./1991 ist erstmals auf Geschäftsjahre 

anzuwenden, die nach dem 31.Dezember 1991 beginnen. Verordnungen auf Grund 

dieser Bestimmungen dürfen bereits von dem der Kundmachung des Bundesgesetzes 

BGBI.Nr .... /1991 folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen frühestens auf 

Geschäftsjahre anzuwenden sein, die nach dem 31. Dezember 1991 beginnen. 
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(6) § 63 Abs.3 und § 86 Abs.1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

BGBI.Nr.569/1978, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr .... ./1991 gelten bis 

31.Dezember 1994 auch für Pensionskassen gemäß § 62 Abs.2 des Versicherungs­

aufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in der Fassung des Bundegesetzes 

BGBI.Nr.181/1990." 

20. An § 129 wird folgender Abs.3 angefügt: 

"(3) Soweit am 1.Jänner 1992 das Geschäftsjahr von Versicherungsunternehmen, 

die ausschließlich die Rückversicherung betreiben, nicht mit dem Kalenderjahr über­

einstimmt, so gilt dies gemäß § 81 Abs.5 zweiter Satz des Versicherungsaufsichts­

gesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr .... ./1991 

als genehmigt." 

21. Im § 131 Z 1 entfällt die Zitierung"§ 81 Abs.5". 

22. Im § 131 Z 3 wird der Ausdruck", der § § 83 a und 84 und des § 86 Abs.2" durch 

"und des § 80" ersetzt. 
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Vorblatt 

Problem 

Das Rechnungslegungsgesetz 1990 findet für den Einzeiabschluß erstmals Anwendung auf 

Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.1991 beginnen. Die Rechnungslegungsreform ent­

spricht grundsätzlich den Regelungen der EG-Richtlinien. 

Für Versicherungsunternehmen gelten neben den Vorschriften des HGB und Aktienrechts 

auf diesen aufbauende und branchenspezifisch bedingt, gesonderte Rechnungslegungs­

vorschriften. Diese sind unter Beachtung der EG-Rechtsentwicklung d.h. des EG-Richt­

linien-Entwurfes über den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versiche­

rungsunternehmen daher gleichfalls anzupassen. 

Ziel und Lösung 

Schaffung der branchenbedingten materiellen Rechnungslegungsvorschriften für Versiche­

rungsunternehmen. 

Kosten 

Von den Kosten der Umstellung der Datenerfassung und Datenverarbeitung der jährlichen 

Geschäftsergebnisse der Versicherungsunternehmen wird der Bund mit nur 10 % belastet 

(§ 117 VAG). Es ergeben sich damit keine nennenswerten Mehrkosten. 

Alternative 

keine 

EG-Kompatibilität 

Mit der Novelle wird weitestgehend derzeit absehbares EG-Recht umgesetzt. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Rechnungslegungsgesetz (RLG), BGBI.Nr.4 75/1990, bringt Änderungen der 

Rechnungslegungsvorschriften, insbesondere des HGB und des Aktiengesetzes 1965, auf 

der Grundlage der 4.EG-Richtlinie über den Jahresabschluß von Gesellschaften bestimmter 

Rechtsformen (78/660/EWG), der 7.EG-Richtlinie über den konsolidierten Abschluß 

(83/349/EWG) und der 8.EG-Richtlinie über die Zulassung der mit der Pflichtprüfung der 

Rechnungslegungsunterlagen beauftragten Personen (84/253/EWG) mit sich. Die Vor­

schriften über den Einzeiabschluß sind gemäß Art.XI Abs.1 RLG erstmals auf Geschäfts­

jahre anzuwenden, die nach dem 31.Dezember 1991 beginnen. 

Da die allgemeinen Rechnungslegungsvorschriften des HGB und des Aktiengesetzes 

1965 grundsätzlich auch für Versicherungsunternehmen gelten und die speziellen Sonder­

vorschriften darauf aufbauen, ist eine Anpassung der Rechnungslegungsvorschriften der 

Versicheru!1gsunternehmen an diese durch das Rechnungslegungsgesetz geänderten 

Bestimmungen mit Wirksamkeit ab dem Geschäftsjahr 1992 erforderlich. 

Am 23.Jänner 1987 hat die EG-Kommission dem Rat einen Vorschlag für eine Richtlinie 

über den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen 

(im weiteren kurz: VUBiIRI-Entwurf) vorgelegt. Am 30.0ktober 1989 wurde ein aufgrund 

der Stellungnahmen des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses geänderter Vorschlag vorgelegt. Gleichwohl es im Zuge der Behandlung 

des Richtlinienentwurfs beim Rat mehrfach zu Änderungen gekommen ist, kann davon 

ausgegangen werden, daß sich am Vorschlag in seiner zuletzt vorliegenden Fassung bis zur 

Verabschiedung durch den Rat keine wesentlichen Änderungen mehr ergeben sollten. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf entspricht weitgehend dem VUBiIRI-Entwurf. Soweit 

dies nicht der Fall ist, wird dies bei den einzelnen Bestimmungen angeführt und begründet. 

Art. VII RLG enthält im wesentlichen die formellen Anpassungen des 2.Abschnittes des 

Vierten Hauptstückes des Versicherungsaufsiehtsgesetzes an die durch Art.l und 11 RLG 

geschaffene Rechtslage. Die branchenspezifischen materiellen Rechnungslegungsbe­

stimmungen für Versicherungsunternehmen sind derzeit nahezu ausschließlich in der Ver­

ordnung über die Rechnungslegung von Unternehmen der Vertragsversicherung, 

BGBI.Nr.655/1978, geändert mit Verordnung BGBI.Nr.684/1986, enthalten. Art.VII RLG 
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geht noch davon aus, daß die materiellen Rechnungslegungsbestimmungen weiterhin durch 

Verordnung zu regeln sin~. Nicht zuletzt die verstärkte Berücksichtigung von EG-Recht hat 

jedoch dazu geführt, daß die Sonderregelungen für Versicherungsunternehmen gegenüber 

der bisherigen Rechtslage noch ausgeweitet werden müssen. Es ist daher ver­

fassungsrechtlich geboten, die wesentlichen Rechnungslegungsvorschriften für Versiche­

rungsunternehmen in das Versicherungsaufsichtsgesetz aufzunehmen. 

Besonderer Teil 

Zu Z 1 , 2 und 3 (§ 2): 

Die auf Versicherungsunternehmen, die ausschließlich die Rückversicherung betreiben, 

anwendbaren Bestimmungen des Fünften Hauptstückes werden in § 2 Abs.1 Z 2 

zusammengefaßt. Für diese Vorschriften wird eine Trennung nach Rechtsformen der Ver­

sicherungsunternehmen nicht vorgenommen, weil dies eine äußerst unübersichtliche 

Zitierung erforderlich machen würde und sich im übrigen aus den einzelnen Bestimmungen 

eindeutig ableiten läßt, welche Vorschriften nur für bestimmte Rechtsformen anwendbar 

sind. 

Zu Z 4 (§ 18 Abs.2): 

Der VUBilRI-Entwurf sieht vor, daß für Versicherungszweige, die nicht nach Art der 

Lebensversicherung betrieben werden, eine Deckungsrückstellung nicht zu bilden ist, 

sondern der rückzustellende Betrag in die Rückstellung für noch nicht abgewickelte Ver­

sicherungsfälle einzubeziehen ist. Dies betrifft insbesondere die Rentenleistungen in den 

Unfall- und Haftpflichtversicherungszweigen. 

Zu Z 8: 

Durch die Aufnahme zahlreicher Rechnungslegungsbestimmungen in das Versicherungs­

aufsichtsgesetz und die damit verbundene wesentliche Erweiterung des 2.Abschnittes des 

Vierten Hauptstückes ist eine Neugliederung zweckmäßig. 

Zu Z 11 (§ 73 b Abs.4): 

Da der Begriff der abgegrenzten Prämien definitionsgemäß die Nebenleistungen enthält, 

soll der entsprechende Zusatz entfallen. Inhaltlich tritt dadurch keine Änderung ein. 
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Zu Z 12 (§ 76): 

Schon bisher hat die Verwendung des Begriffes "Beteiligungen" im § 76 insoweit zu 

Problemen geführt, als er von dem für die Bilanzierung maßgeblichen Beteiligungsbegriff 

abweicht. 

Gemäß § 76 soll der Erwerb von Anteilen an Gesellschaften durch Versicherungsunter­

nehmen der Genehmigung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde unterliegen, wenn die 

Anteile eine bestimmte Größenordnung überschreiten. Das Vorliegen einer Beteiligung im 

handelsrechtlichen Sinn ist hiefür kein Kriterium. 

Im Abs.1 letzter Satz wurde der Konzernbegriff des § 15 Aktiengesetz 1965 durch den 

Begriff der verbundenen Unternehmen gemäß § 228 Abs.3 HGB ersetzt. Ansonsten tritt 

keine inhaltliche Änderung dieser Bestimmung ein. 

Zu Z 13 (§ 77 Abs.7 b) und Z 16 (§ 78 Abs.12): 

Entsprechend dem VUBilRI-Entwurf ist in der Bilanz zwischen (gebundenen) Guthaben 

bei Banken (Pos.B.1I1.6. des § 81 c Abs.2) und laufenden Guthaben bei Banken (Pos.F.11. 

des § 81 c Abs.2) zu unterscheiden. Da letztere nicht unter die Kapitalanlagen fallen, wird 

die Heranziehung laufender Guthaben bei Banken für die Bedeckung der technischen Ver­

bindlichkeiten analog zum Kassenbestand in § 78 Abs.12 geregelt. Es ist damit keine 

materielle Änderung der Bedeckungsvorschriften gemäß den § § 77 und 78 verbunden. 

Zu Z 14 (§ 78 Abs.1 ): 

Die Bildung versicherungstechnischer Rückstellungen ist nunmehr im § 81 i speziell ge­

regelt. Eine demonstrative Aufzählung der versicherungstechnischen Rückstellungen ent­

hält § 81 i Abs.2. 

Eine Änderung in der Ermittlung der technischen Verbindlichkeiten tritt nicht ein. 

Zu § 80: 

§ 80 entspricht inhaltlich den bisherigen § § 83 a, 84 und 86 Abs.2. 

Zu § 81: 

Als Jahresabschluß im Sinne des Fünften Hauptstückes ist der um den Anhang er­

weiterte Jahresabschluß (§ 222 Abs.1 HGB) zu verstehen, soweit nicht ausdrücklich 

zwischen dem Anhang und dem übrigen Jahresabschluß unterschieden wird. 

Abs.1 bis 3 entsprechen dem bisherigen § 80 Abs.1 bis 3. Abs.4 entspricht dem bis­

herigen § 86 Abs.1. 
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Abs.5 legt fest, daß für Versicherungsunternehmen, die nicht ausschließlich das in­

direkte Geschäft bereiben, das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr übereinstimmen muß. 

Dies entspricht der derzeitigen Praxis und ist durch die Verpflichtung der Versicherungs­

aufsichtsbehörde zur Überwachung der Geschäftsergebnisse der 

Versicherungsunternehmen und die dadurch erforderliche Vergleichbarkeit von Jahresab­

schlüssen gleicher Rechnungsperioden begründet. 

Zu § 81 a: 

Abs.1 entspricht inhaltlich im wesentlichen dem bisherigen § 80 Abs.4. Es wird jedoch 

durch die neue Formulierung "einzelnen Werte des Deckungsstocks" klargestellt, daß der 

Treuhänder nicht die Zusammensetzung des Deckungsstockvermögens nach den Grund­

sätzen über die Kapitalanlage (§ 74) zu prüfen hat. Abs.1 zweiter Satz regelt den Fall, daß 

für ein Versicherungsunternehmen mehrere Treuhänder, insbesondere für einzelne 

Deckungsstockabteilungen, bestellt sind. 

Die Abs.2 und 3 entsprechen dem bisherigen § 80 Abs.5 und 6. 

Zu § 81 b: 

Der VUBilRI-Entwurf sieht grundsätzlich vor, daß für die Lebensversicherung und für das 

allgemeine Versicherungsgeschäft getrennte technische Gewinn- und Verlustrechnungen 

erstellt werden. Für die Bilanz ist eine Auf teilung der Bestandsposten auf einzelne Bilanzab­

teilungen nicht zwingend vorgeschrieben. 

Die Aufgliederung des Versicherungsgeschäfts in drei Bilanzabteilungen wird beibe­

halten. Laut VUBilRI-Entwurf können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß auf die Kranken­

versicherung die Bestimmungen dieser Richtlinie über die Lebensversicherung angewendet 

werden, sofern die Krankenversicherung nach Art der Lebensversicherung betrieben wird. 

Letzteres ist in Österreich der Fall, sodaß die Krankenversicherung im wesentlichen den 

Vorschriften für die Lebensversicherung unterstellt wird. Im Hinblick auf die Sonderstellung 

der Lebensversicherung laut VUBilRI-Entwurf erscheint es angebracht, die Lebens- und die 

Krankenversicherung jeweils gesondert darzustellen und nicht zusammenzufassen. 

Abs.3 sieht vor, daß die nichtversicherungstechnische Rechnung ausgehend vom ver­

sicherungstechnischen Ergebnis bis zum Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit ge­

trennt für die einzelnen Bilanzabteilungen zu erstellen ist. Dies bedeutet eine Abweichung 

vom VUBiIRI-Entwurf, nach welchem die nichtversicherungstechnische Rechnung ein­

heitlich für alle Bilanzabteilungen zu erstellen ist und ferner die Darstellung der Erträge aus 
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Kapitalanlagen und der Aufwendungen für Kapitalanlagen im Lebensversicherungsgeschäft 

in der technischen und im allgemeinen Versicherungsgeschäft in der nichttechnischen 

Rechnung zu erfolgen hat. 

Die nicht EG-konforme Regelung ist damit zu begründen, daß die im VUBilRI-Entwurf 

verlangte Darstellung für Kompositversicherer zu keinen befriedigenden Ergebnissen führt. 

Für diese Unternehmen wäre die Aufgliederung der Erträge aus Kapitalanlagen und der 

Aufwendungen für Kapitalanlagen in der technischen Rechnung, soweit es das Lebens- und 

Krankenversicherungsgeschäft, und in der nichttechnischen Rechnung, soweit es das 

Schaden- und Unfallversicherungsgeschäft betrifft, zu zeigen. Für den Konzernabschluß 

läßt dagegen auch der VUBilRI-Entwurf für die Mitgliedstaaten das Wahlrecht zu, daß alle 

Erträge aus Kapitalanlagen und alle Aufwendungen für Kapitalanlagen in der nichtver­

sicherungstechnischen Rechnung gezeigt werden. Da für das Lebensversicherungsgeschäft 

die überwiegende oder gänzliche Umbuchung der Kapitalerträge aus der nichttechnischen 

Rechnung in die technische Rechnung geboten ist, werden somit die technischen 

Ergebnisse der einzelnen Bilanzabteilungen EG-konform dargestellt. 

Abs.4 eröffnet reinen Rückversicherern die Möglichkeit, eine einheitliche technische 

Gewinn- und Verlustrechnung nach dem Gliederungsschema für die Schaden- und Unfall­

versicherung zu erstellen. Die Verpflichtung zur Aufgliederung gemäß § 81 0 Abs.5 bleibt 

davon unberührt. 

Abs.5 berücksichtigt, daß die Besonderheit der Vertragsversicherung ein hohes Maß an 

Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse erfordert. Die Zusammenfassung, die Neugliederung 

und die Bezeichnungsänderung von Posten des Jahresabschlusses soll daher nicht möglich 

sein. 

Abs.7 stellt klar, daß Abwicklungsergebnisse der Rückstellung für noch nicht abge­

wickelte Versicherungsfälle nicht im Sinn des § 233 Abs.2 HGB einem anderen Geschäfts­

jahr zuzurechnen sind. Der VUBilRI-Entwurf sieht für Abwicklungsergebnisse erheblichen 

Umfangs besondere Erläuterungspflichten im Anhang vor, die jedoch noch nicht ab dem 

Geschäftsjahr 1992 in Österreich übernommen werden. 

Abs.8 beschränkt den Ausweis von Vorjahresbeträgen auf die Gesamtbeträge in der 

Bilanz, weil ansonsten die Übersichtlichkeit der Veröffentlichung stark beeinträchtigt 

würde. 
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Zu § 81 c Abs.2: 

Laut VUBilRI-Entwurf sind zum Posten "immaterielle Vermögensgegenstände" die Auf­

wendungen für die Errichtung und Erweiterung des Unternehmens sowie der Geschäfts­

und Firmenwert in der Bilanz gesondert oder im Anhang anzugeben. Diese beiden Posten 

werden als Unterposten zu den immateriellen Vermögensgegenständen gezeigt, wobei der 

erstgenannte Posten entsprechend § 198 Abs.3 HGB bezeichnet wird. Darüber hinaus wird 

für den für Versicherungsunternehmen in der Praxis nicht unwesentlichen Fall des Erwerbs 

eines Versicherungsbestandes vorgesehen, daß die aktivierten Aufwendungen hiefür in 

einem eigenen Unterposten anzugeben sind. 

Die laut VUBilRI-Entwurf erforderliche Angabe des Bilanzwertes selbstgenutzter Grund­

stücke und Bauten wird EG-konform im Anhang verlangt (§ 81 n Abs.2 Z 1). 

Die Gliederung der Kapitalanlagen folgt dem VUBilRI-Entwurf. Die Polizzendarlehen und -

vorauszahlungen werden im Posten B.1I1.4. gesondert gezeigt, weil sie auch nach dem 

VUBilRI-Entwurf dann gesondert anzugeben wären, wenn sie zusammen mit den übrigen 

Darlehensforderungen ausgewiesen werden und die nicht durch Versicherungsverträge ge­

sicherten Darlehensforderungen einen größeren Umfang erreichen. 

Unter "Guthaben bei Banken" laut Posten B.1I1.6. sind nur diejenigen Bankguthaben 

auszuweisen, die eine Kapitalanlage darstellen, insbesondere zeitlich gebundene Guthaben; 

die übrigen Bankguthaben, also insbesondere die laufenden Guthaben, sind in den 

Posten F.II. aufzunehmen. 

Die Depotforderungen aus dem übernommenen Rückversicherungsgeschäft werden als 

Posten B.lV. unter den Kapitalanlagen gezeigt, was dem VUBilRI-Entwurf entspricht. 

Die Untergliederung des Postens D. "Forderungen" entspricht dem VUBiIRI-Entwurf; der 

Posten 0.1. wurde jedoch um den Unterposten 0.1.3. ergänzt, damit die Forderungen aus 

der Mitversicherungsverrechnung gesondert dargestellt und nicht unter die "sonstigen 

Forderungen" einbezogen werden. Die Reihenfolge der Posten 0.111. und D.IV. weicht vom 

VUBilRI-Entwurf ab; es erscheint jedoch sinnvoller, den Posten "sonstige Forderungen" als 

letzten Unterposten unter D. zu zeigen. Der gesonderte Ausweis des Postens 0.111. ent­

spricht § 229 Abs.1 letzter Satz HGB. 

Der Ausweis der anteiligen Zinsen und Mieten ist in einem gesonderten Posten vorge­

sehen. Ein Ausweis unter den Forderungen wäre zwar gemäß der EG-Richtlinie 

78/660/EWG möglich und laut HGB sogar zwingend vorgeschrieben, der VUBilRI-Entwurf 

sieht dagegen einen Ausweis in einem eigenen Unterposten zu den Rechnungsab­

grenzungsposten vor. Es erscheint daher angebracht, den Ausweis der anteiligen Zinsen 
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und Mieten in der Bilanz von Versicherungsunternehmen in einem eigenen Posten vorzu­

sehen. 

Die Aufgliederung des Postens F. entspricht dem VUBiIRI-Entwurf. 

Die im VUBilRI-Entwurf vorgesehene Aufgliederung der Rechnungsabgrenzungsposten 

entfällt, weil die anteiligen Zinsen und Mieten in einem gesonderten Posten gezeigt werden 

und der Ausweis aktivierter Abschlußaufwendungen nicht zugelassen ist. 

In Ergänzung des Gliederungsschemas laut VUBilRI-Entwurf werden die Posten G. und I. 

hinzugefügt. 

Zu § 81 c Abs.3.: 

Die Darstellung des Eigenkapitals entspricht im wesentlichen der Aufgliederung gemäß 

Posten A. des § 224 Abs.3 HGB. 

Der Posten A.1.2. entspricht § 229 Abs.1 zweiter Satz HGB. Die Gliederung laut HGB 

wurde um die Posten A.II., A.1I1. und A.V.1. ergänzt, weil es sich hiebei um spezielle Eigen­

kapitalposten für Versicherungsunternehmen handelt. 

Der VUBilRI-Entwurf sieht eine in den Grundzügen ähnliche, jedoch wesentlich gröbere 

Mindestgliederung des Eigenkapitalpostens vor, die durch § 81 c Abs.3 erfüllt wird. Im 

Gegensatz zum HGB verlangt der VUBilRI-Entwurf den in das Ergebnis des Geschäftsjahres 

und den Ergebnisvortrag getrennten Ausweis des Bilanzgewinnes bzw. Bilanzverlustes. In 

diesem Punkt wird dem HGB gefolgt, weil auch in die Gewinn- und Verlustrechnung die 

gemäß § 231 HGB vorgesehene Weiterführung vom Jahresüberschuß bzw. 

Jahresfehlbetrag über den Gewinnvortrag bzw. Verlustvortrag bis zum Bilanzgewinn bzw. 

Bilanzverlust übernommen wird und somit kein Informationsverlust eintritt. 

Einen speziellen Posten für den Ausweis unversteuerter Rücklagen sieht der VUBiIRI­

Entwurf nicht vor. In diesem Punkt wird der im § 224 Abs.3 HGB vorgesehene Posten B. 

"unversteuerte Rücklagen" übernommen, der jedoch um den speziell für Versicherungs­

unternehmen in Betracht kommenden Unterposten "Risikorücklage gemäß § 73 a VAG" 

ergänzt wird. 

Der Posten C. "nachrangige Verbindlichkeiten" entspricht dem Gliederungsschema laut 

VUBilRI-Entwurf. 

Die Gliederung des Posten D. "versicherungstechnische Rückstellungen im Eigenbehalt" 

entspricht grundsätzlich dem VUBiIRI-Entwurf. Die erfolgsabhängige und die erfolgsunab­

hängige Prämienrückerstattung sind in verschiedenen Posten auszuweisen, während der 

VUBilRI-Entwurf eine Trennung nur dann verlangt, wenn einer der beiden Beträge größeren 

Umfang erreicht. 
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Die Posten E., F. und G. entsprechen dem VUBiIRI-Entwurf, wobei im Posten F. ent­

sprechend dem HGB getrennte Unterposten für die Rückstellungen für Abfertigungen und 

die Rückstellungen für Pensionen vorgesehen sind. 

Beim Posten H. "sonstige Verbindlichkeiten" wurde für die Verbindlichkeiten aus dem 

direkten Versicherungsgeschäft die bei den Forderungen vorgenommene Untergliederung, 

die laut VUBilRI-Entwurf nicht vorgesehen ist, analog übernommen. 

Zusätzlich zum Gliederungsschema laut VUBilRI-Entwurf wurde ein Posten I. 

"Verrechnungsposten mit der Zentrale" aufgenommen. 

Zu § 81 d: 

Im Gegensatz zu dem laut Art. 15 Abs.3 und 4 der EG-Richtlinie 78/660/EWG und § 226 

Abs.1 HGB erforderlichen, relativ umfangreichen Anlagenspiegel auf Basis der historischen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten sieht der VUBilRI-Entwurf in seiner letzten Fassung 

für Versicherungsunternehmen einen Anlagespiegel lediglich für die immateriellen 

Vermögensgegenstände, die Grundstücke und Bauten und die Kapitalanlagen in 

verbundenen Unternehmen und Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, 

vor; hiebei jst nicht von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, sondern von den 

Bilanzwerten am Ende des vorgegangenen Geschäftsjahres auszugehen. Dieser 

Spezialnorm folgt § 81 d. 

Zu § 81 e: 

Die wesentlichste Abweichung in der Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung zum 

VUBilRI-Entwurf stellt der Ausweis der Erträge aus Kapitalanlagen und der Aufwendungen 

für Kapitalanlagen dar. Näheres hiezu ist in den Erläuterungen zu § 81 b Abs.3 ausgeführt. 

Zu § 81 e Abs.2 und 3: 

Die Auf teilung des laut VUBilRI-Entwurf vorgesehenen Postens "Veränderung der 

übrigen versicherungstechnischen Rückstellungen im Eigenbehalt" auf die beiden Posten 5. 

und 6. dient lediglich der Klarheit und erfordert nicht die getrennten Angaben von Er­

höhungen und Verminderungen für ein und dieselbe versicherungstechnische Rückstellung. 

Die jeweilige Angabe der Beträge für die Gesamtrechnung und den Anteil der Rückver­

sicherer stellt eine Erweiterung gegenüber dem VUBilRI-Entwurf dar. 
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Entsprechend der Trennung in der Bilanz werden auch die Aufwendungen für die 

Prämienrückerstattung in .Aufwendungen für die erfolgsunabhängige und die erfolgsab­

hängige Prämienrückerstattung unterteilt. Die Angabe des Gesamtrechnungsbetrages und 

des Anteils der Rückversicherer erhöht den Informationswert dieser beiden Posten. 

Zu § 81 e Abs.4: 

Für die Posten 6. und 7. gelten die Ausführungen zu § 81 e Abs.2 und 3 für die 

Posten 5. und 6. 

Die versicherungstechnische Rechnung für die Lebensversicherung umfaßt EG-konform 

die beiden zusätzlichen Posten 3. und 10. In diesen Posten sind die nicht realisierten Ge­

winne und Verluste aus Kapitalanlagen der fondsgebundenen Lebensversicherung aufgrund 

der Sonderstellung dieser Kapitalanlagen gesondert auszuweisen. 

Der Posten "Veränderung der Schwankungsrückstellung " kommt für die Lebensversiche­

rung nicht in Betracht. 

Zu § 81 e Abs.5: 

Die Untergliederung der Posten 2. und 3. entspricht dem VUBilRI-Entwurf. Es werden 

lediglich dre Unterposten 2.f. und 3.e. hinzugefügt und der getrennte Ausweis der Zinsen­

aufwendungen und der Aufwendungen für die Vermögensverwaltung vorgeschrieben. 

Die Trennung des Ergebnisses der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit vom außerordent­

lichen Ergebnis und der zusammenfassende Ausweis der Ertragssteuern entspricht sowohl 

dem VUBilRI-Entwurf wie dem HGB. Die Weiterrechnung vom Jahresgewinn bzw. Jahres­

verlust bis zum Bilanzgewinn bzw. Bilanzverlust entspricht § 231 HGB. 

Zu § 81 f: 

Art.7 der EG-Richtlinie 78/660/EWG legt fest, daß eine Verrechnung zwischen Aktiv­

und Passivposten sowie zwischen Aufwands- und Ertragsposten unzulässig ist; diese Be­

stimmung gilt grundsätzlich auch tür Versicherungsunternehmen laut VUBilRI-Entwurf. Ein 

generelles Verrechnungsverbot findet sich auch in § 196 Abs.2 HGB. 

Der VUBilRI-Entwurf sieht dagegen vor, daß beispielsweise die Regreßforderungen mit 

der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle saldiert werden können. 

Darüber hinaus ist nicht völlig eindeutig erkennbar, inwieweit die Verrechnung von Aktiv­

posten mit Passivposten bzw. von Aufwandsposten mit Ertragsposten aufgrund der Be­

sonderheiten der Vertragsversicherung implizit als zulässig erachtet wird oder aus der be-
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sonderen Bezeichnung der entsprechenden Aufwands- und Ertragsposten abgeleitet 

werden kann (z.B. Gewinne bzw. Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen). 

Es erscheint vertretbar, bis auf weiteres die Verrechnung von Aufwendungen mit 

Erträgen im derzeit zulässigen Ausmaß beizubehalten. 

Zu § B1 g: 

Abs.1 berücksichtigt die bisher geübte Praxis in der Umrechnung von Fremdwährungs­

posten und entspricht § 24 b letzter Satz KWG in der Fassung des RLG. 

Zu § B 1 h: 

Da die Kapitalanlagen für Versicherungsunternehmen handelsrechtlich nicht ausdrücklich 

dem Anlage- oder Umlaufvermögen zugeordnet sind, ist es erforderlich, eine Zuordnung der 

einzelnen Posten der Kapitalanlagen zu den Bewertungsvorschriften für Anlage- bzw. 

Umlaufvermögen gemäß HGB vorzunehmen. 

Abs.2 geht insoweit über den VUBilRI-Entwurf hinaus, als außer für Wertpapiere für 

sämtliche Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen sowie für die Depot­

forderunge!", die Anwendung des strengen Niederstwertprinzips verlangt wird. Dies er­

scheint dadurch gerechtfertigt, daß laut HGB auch die nicht in Wertpapieren verbrieften 

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen den in Wertpapieren verbrieften 

Anteilen und Beteiligungen gleichgehalten werden; die Depotforderungen werden dem auch 

für die anderen Forderungen geltenden Bewertungsprinzip für Umlaufvermögen unterstellt. 

Die in Abs.3 vorgeschriebene Bewertungsmethode fü." die Kapitalanlagen der fondsge­

bundenen Lebensversicherung ist laut VUBilRI-Entwurf zwingend vorgesehen. 

Zu § B 1 i: 

Abs.1 normiert unabhängig von den handelsrechtlichen GoB das aufsichtsrechtliche Er­

fordernis zur Bildung versicherungstechnischer Rückstellungen. Dies entspricht dem 

VUBilRI-Entwurf und § 56 Abs.3 dVAG. 

Abs.2 übernimmt die bisher in § 78 Abs.2 enthaltene demonstrative Aufzählung ver­

sicherungstechnischer Rückstellungen. 

Abs.4 stellt klar, daß die Bildung versicherungstechnischer Rückstellungen nicht mit 

dem Hinweis darauf unterbleiben kann, daß es sich um Rückstellungen von untergeord­

neter Bedeutung handelt. 
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Zu § 81 j: 

Ein gemäß Abs.2 zulässiges Näherungsverfahren bildet beispielsweise die 1/24-

Methode. 

Abs.3 legt fest, daß in allen Fällen, in denen nicht von einer zeitlichen Proportionalität 

zwischen Risikoverlauf und Prämie ausgegangen werden kann, ein dieser Tatsache 

Rechnung tragendes Verfahren zwingend angewendet werden muß. Diese Bestimmung be­

zieht sich insbesondere auf Versicherungszweige, bei denen die genannte Voraussetzung 

aufgrund der Art der versicherten Risken als gegeben anzunehmen ist. Dies bedeutet nicht, 

daß schon jede unregelmäßige Verteilung der Schadenfälle innerhalb des Geschäftsjahres 

zwangsläufig ein Abweichen von der zeitanteiligen Ermittlung des Prämienübertrags mit 

sich bringt. Im übrigen setzt die Anwendung eines Berechnungsverfahrens voraus, daß 

hiefür ein Mindestausmaß an statistischen Erfahrungswerten gegeben ist. 

Zu § 81 k: 

Da die Berechnung der Deckungsrückstellung für Versicherungszweige gemäß § 18 

Abs.1 derzeit ausschließlich durch Geschäftspläne geregelt ist, ist § 81 i Abs.3 anzu­

wenden. 

Zu § 81 I: 

Abs.1 legt im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage fest, daß die Rückstellung für noch 

nicht abgewickelte Versicherungsfälle auch die Rückstellung für die Schadenregulierungs­

aufwendungen, also auch für die Aufwendungen für die Schadenbearbeitung, umfaßt. Dies 

entspricht dem VUBilRI-Entwurf. 

Abs.5 sieht vor, daß sämtliche Regreßforderungen und Ansprüche auf ein versichertes 

Objekt, für das Ersatz geleistet worden ist, von der Rückstellung für noch nicht abge­

wickelte Versicherungsfälle abzuziehen sind. Dies bedeutet eine Änderung der bisherigen 

Rechtslage, entspricht jedoch dem VUBiIRI-Entwurf. 

Zu § 81 n: 

Abs.2 enthält neben § 81 0 die laut VUBilRI-Entwurf erforderlichen Angaben im Anhang. 

Die gleichfalls laut VUBilRI-Entwurf erforderlichen Angaben von Abwicklungsergebnissen 

und der Zeitwerte der Kapitalanlagen werden bis auf weiteres nicht zwingend verlangt. Für 

Zeitwertangaben sieht der VUBilRI-Entwurf gesonderte und längere Übergangsfristen vor. 

Unbeschadet dessen kann die Versicherungsaufsichtsbehörde die Aufgliederung der 

Abwicklungsergebnisse und, nicht zuletzt für Zwecke der Beurteilung von 
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Solvabilitätskriterien, die Angabe von Zeitwerten für Zwecke der Versicherungsaufsicht 

gemäß § 85 a verlangen .. 

Abs.2 Z 4 sieht vor, daß der auf die Forderungen und Verbindlichkeiten entfallende 

Anteil von verbundenen Unternehmen und Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver­

hältnis besteht, im Anhang auszuweisen ist. Dies entspricht nicht dem VUBiIRI-Entwurf, 

der diese Angaben in der Bilanz verlangt. Bis auf weiteres erscheint diese Abweichung 

vertretbar, da der entsprechende Informationsgehalt in vollem Umfang erhalten bleibt. 

Abs.2 Z 5 stellt eine Erweiterung der gemäß VUBilRI-Entwurf erforderlichen Angaben 

dar. Ziel dieser Vorschrift ist es, eine möglichst lückenlose Erfassung wichtiger Aktiv- und 

Passivposten zu gewährleisten, die auf verbundene Unternehmen oder auf Unternehmen 

entfallen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht. 

In Abs.2 Z 6 und 7 wird die Angabe bestimmter Beträge jedenfalls dann gefordert, wenn 

diese 5 vH der Bilanzsumme bzw. 5 vH der abgegrenzten Prämien übersteigen. Darüber 

hinaus sind solche Beträge aber auch dann jedenfalls anzugeben, wenn sie ihrer absoluten 

Größe nach von Bedeutung sind oder der Unterposten, unter dem sie ausgewiesen werden, 

innerhalb des entsprechenden Hauptpostens eine überragende quantitative Bedeutung hat. 

§ 277 Abs.3 HGB sieht vor, daß in der Veröffentlichung alle Posten in vollen 

1 000 Schilling angegeben werden können, was sich auch auf den Anhang bezieht. Es be­

steht darüber hinaus kein besonderes Erfordernis, im Anhang selbst Betragsangaben ge­

nauer als in der Veröffentlichung zu verlangen. 

Zu § 81 0: 

Die in § 81 0 vorgesehenen Angaben sind laut VUBilRI-Entwurf erforderlich. 

Abs.5 regelt das Erfordernis von Angaben für indirektes Geschäft, das nicht in der­

jenigen Bilanzabteilung ausgewiesen wird, der es als direktes Geschäft zuzuordnen wäre. 

Der VUBilRI-Entwurf schränkt die Wahlmöglichkeiten in der Zuordnung des indirekten Ge­

schäftes zu den Bilanzabteilungen grundsätzlich ein. Es erscheint jedoch vertretbar, die in 

Österreich derzeit bestehende Wahlmöglichkeit bis auf weiteres zu belassen, wenn 

zugleich im Anhang durch entsprechende Angaben die Zuordnung für den Bilanzleser 

transparent wird. Die Ermächtigung der Versicherungsaufsichtsbehörde, für Zwecke der 

internen Rechnungslegung gemäß § 85 a eine Zuordnung des übernommenen Rückver­

sicherungsgeschäftes auf bestimmte Bilanzabteilungen zwingend vorzusehen, bleibt davon 

unberührt. 

Hinsichtlich des Abs.7 wird auf die Ausführungen zu § 81 n Abs.4 verwiesen. 
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Zu § 82: 

§ 82 enthält im wesentlichen die bisher im § 81 Abs.2 bis 6, 8 und 9 enthaltenen Vor­

schriften. Abs.5 übernimmt inhaltlich den bisherigen § 81 a Abs.1. 

Eine Unterscheidung zwischen dem eigentlichen aktienrechtlichen Prüfungsbericht des 

Abschlußprüfers und einem gesonderten Bericht an die Versicherungsaufsichtsbehörde ist 

nicht erforderlich, da auch der bisherige Bericht gemäß § 81 a dem Vorstand und dem 

Aufsichtsrat bzw. der Geschäftsleitung der Zweigniederlassung eines ausländischen Ver­

sicherungsunternehmens zur Kenntnis zu bringen und der Prüfungsbericht gemäß § 83 der 

Versicherungsaufsichtsbehörde vorzulegen ist. 

Abs.10 übernimmt inhaltlich den bisherigen § 81 b. 

Zu § 82 a: 
§ 82 a entspricht dem bisherigen § 81 Abs. 7. 

Zu § 83: 

§ 83 entspricht den bisherigen § § 82 und 86 Abs.4, 5 und 6. 

Zu § 84: -

Die Veröffentlichung des Anhangs in dem gemäß HGB und VUBilRI-Entwurf vorge­

sehenen Ausmaß gemeinsam mit dem Jahresabschluß würde eine beachtliche Erweiterung 

des Umfangs der im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffentlichenden Angaben zum 

Jahresabschluß mit sich bringen. Der Umfang der zu veröffentlichenden Angaben des An­

hangs wird daher in Anlehnung an § 24 d KWG für Versicherungsunternehmen einge­

schränkt. Dafür wird jedoch verlangt, daß neben dem Jahresabschluß und dem lagebericht 

auch der gesamte Anhang am Sitz des Unternehmens kostenlos zur Einsichtnahme aufzu­

liegen hat und jedermann auf Verlangen gegen Ersatz der Kosten auszufolgen ist. Damit ist 

die Zugänglichkeit aller Informationen für den externen Bilanzleser gesichert. 

Zu § 85: 

§ 85 enthält wie der bisherige § 83 eine Verordnungsermächtigung für die Versiche­

rungsaufsichtsbehörde. Die Ergänzung des Abs.1 um die Worte "Ausführung der Bestim­

mungen dieses Hauptstückes für Zwecke der Versicherungsaufsicht" ist notwendig, weil 

verschiedene, Spezialnormen in das Fünfte Hauptstück aufgenommen wurden .. ' 
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Abs.2 Z 4 übernimmt den bisherigen § 83 Abs.2 Z 1 lit.e. Da hinsichtlich der Vereinbar­

keit einer auf dieser Grundlage erlassenen Verordnungsbestimmung mit dem EG-Recht 

Bedenken bestehen, ist es im Falle der weiteren Zulässigkeit des Ausweises des iwd-Ge­

schäftes als direktes Geschäft unbedingt erforderlich, daß die Versicherungsaufsichtsbe­

hörde in der internen Rechnungslegung den gesonderten Ausweis derartiger Versiche­

rungsverhältnisse verlangen kann. 

Zu § 85 a: 

Mit dem § 85 a wird eine gesonderte Verordnungsermächtigung für die interne 

Rechnungslegung gegenüber der Versicherungsaufsichtsbehörde geschaffen. 

Der Grund hiefür liegt darin, daß die interne Rechnungslegung unter anderen Anforde­

rungen steht und andere Zwecke erfüllt wie die externe Rechnungslegung. 

Abs.2 nimmt auf die modernen Möglichkeiten der Datenübermittlung und Datenverar­

beitung Rücksicht. 
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G E GEN ÜBE R S TEL L U N G 

Entwurf 

§ 2. (1) ••••• 

1. § 3 Abs.1, § 4 Abs.1 erster und zweiter 
Satz, Abs.3 Z 1 und 3 und Abs.6, § 7 a 
Abs.1 Z 2 bis 6 und Abs.2, § 11 Abs.1 und 
3, die §§ 99 bis 103, § 104 Abs.1, § 105, 
§ 107 Abs.1, 2 und 4, die §§ 108 abis 110, 
die §§ 115 bis 118, 

2. für die Rechnungslegung die Bestimmungen 
des Fünften Hauptstückes mit Ausnahme des 
§ 81 a und 

3. sofern sie in der Rechtsform eines Ver­
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit be­
trieben werden, die §§ 26 bis 34, § 35 
Abs.1, 3 und 4, die §§ 36 bis 52, § 53 
Abs.l, 2, 3 erster Satz, 4 und 5, die §§ 54 
und 55, § 56 Abs.l, 2, 4 und 5, die §§ 57 
bis 61, § 62 Abs.2 bis 4, die §§ 63, 65 bis 
67, 68 Abs.1 und 3, 5 und 6, die §§ 69 bis 
73, 84, 85, 96, 107 Abs.3 und 114 dieses 
Bundesgesetzes ...•• 

derzeitige Rechtslage 

§ 2. (1) ••••• 

1. § 3 Abs.1, § 4 Abs.1 erster und zweiter 
Satz, Abs.3 Z 1 und 3 und Abs.6, § 7 a 
Abs.1 Z 2 bis 6 und Abs.2, § 11 Abs.1 und 
3, § 80 Abs.1 bis 3, die §§ 81 bis 83, die 
§§ 99 bis 103, § 104 Abs.1, § 105, § 107 
Abs.1, 2 und 4, die §§ 108 abis 110, die 
§§ 115 bis 118, 

2. sofern sie in der Rechtsform einer Aktien­
gesellschaft betrieben werden, § 83 a, und 

3. sofern sie in der Rechtsform eines Ver­
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit be­
trieben werden, die §§ 26 bis 34, § 35 
Abs.1, 3 und 4, die §§ 36 bis 52, § 53 
Abs.1, 2, 3 erster Satz, 4 und 5, die §§ 54 
und 55, § 56 Abs.1, 2, 4 und 5, die §§ 57 
bis 61, § 62 Abs.2 bis 4, die §§ 63, 65 bis 
67, 68 Abs.1 und 3, 5 und 6, die §§ 69 bis 
73, 84, 85, 96, 107 Abs.3 und 114 dieses 
Bundesgesetzes ••••• 
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§ 18. . .... 

(2) Wird in einem Versicherungszweig, der 
nicht unter Abs.1 fällt, die Versicherungslei­
stung in Form einer Rente erbracht, so ist hie­
für keine Deckungsrückstellung zu bilden. 

§ 24. (1) Versicherungsunternehmen,die eine 
oder mehrere der im § 18 Abs.1 angeführten Ver­
sicherungen betreiben, sind verpflichtet, 
mindestens einen versicherungsmathematischen 
Sachverständigen (Aktuar) zu bestellen, der die 
Erstellung der im § 18 Abs.1, 3 und 4 an­
geführten Bestandteile des Geschäftsplan vor­
zunehmen oder zu leiten und ihre Einhaltung zu 
überwachen hat. 

§ 63. 

(2) § 4 Abs.6 Z 2 und 3, § 11 Abs.3, § 17 b 
und § 17 c Abs.2 sind auf kleine Versicherungs­
vereine nicht anzuwenden. 

(3) Vom Vierten Hauptstück sind die §§ 74 bis 
78 auf Sterbekassen gemäß § 62 Abs.2 anzu­
wenden. Bei der Erlassung von Anordnungen auf 
Grund der §§ 74 bis 78 ist auf die besonderen 
Verhältnisse der Sterbekassen Bedacht zu 
nehmen. 

§ 18 . .... . 

(2) Soweit in anderen als in den in Abs.1 an­
geführten Versicherungen nach dem Geschäftsplan 
die Bildung einer Deckungsrückstellung er­
forderlich ist, hat der Geschäftsplan die 
Grundsätze und Formeln für die Berechnung der 
Deckungsrückstellung zu enthalten. 

§ 24. (1) Versicherungsunternehmen,die eine 
oder mehrere der im § 18 Abs.1 angeführten Ver­
sicherungen betreiben, sind verpflichtet, 
mindestens einen versicherungsmathematischen 
Sachverständigen (Aktuar) zu bestellen, der die 
Erstellung der im § 18 Abs.1 bis 4 angeführten 
Bestandteile des Geschäftsplan vorzunehmen oder 
zu leiten und ihre Einhaltung zu überwachen 
hat. 

§ 63. 

(2) § 4 Abs.6 Z 2 und 3, § 11 Abs.3, § 17 b, 
§ 17 c Abs.2 und der erste Abschnitt des 
Vierten Hauptstückes sind auf kleine Versiche­
rungsvereine nicht anzuwenden. 

93/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

51 von 112

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 3 -

§ 71. . .... 

(3) Die Abwickler haben für den Beginn der 
Abwicklung Rechnung zu legen und weiterhin für 
den Schluß jedes Jahres einen Jahresabschluß 
und einen Lagebericht zu erstellen ..... . 

viertes Hauptstück 
Kapitalausstattung, Kapitalanlage 

§ 73 a. 

(2) Der Risikorücklage sind jährlich 0,6 vH 
der um die Rückversicherungsabgabe verminderten 
abgegrenzten Prämien des inländischen Geschäfts 
zuzuführen. Die Rücklage darf jedoch 4 vH 
dieser Prämien nicht übersteigen. Sie darf nur 
zur Deckung von sonst in der Bilanz 
auszuweisenden Verlusten und erst nach 
Auflösung aller sonstigen satzungsmäßigen und 
freien Rücklagen sowie nicht gebundenen 
Kapitalrücklagen verwendet werden .••••. 

§ 73 b. 

(3) Der Bilanzverlust ist von den Eigen­
mitteln abzuziehen •....• 

(4) ••••• 

§ 71. . •••. 

(3) Die Abwickler haben für den Beginn der 
Abwicklung Rechnung zu legen und weiterhin für 
den Schluß jedes Jahres einen Jahresabschluß 
und einen Geschäftsbericht zu erstellen ••••.• 

viertes Hauptstück 
Geschäftsführung der versicherungsunternehmen 
1.Abschnitt: Kapitalausstattung, Kapitalanlage 

§ 73 a. 

(2) Der Risikorücklage sind jährlich 0,6 vH 
der um die Rückversicherungsabgabe verminderten 
abgegrenzten Prämien des inländischen Geschäfts 
zuzuführen. Die Rücklage darf jedoch 4 vH 
dieser Prämien nicht übersteigen. Sie darf nur 
zur Deckung von sonst in der Bilanz 
auszuweisenden Verlusten und erst nach 
Auflösung aller freien Rücklagen verwendet 
werden .••... 

§ 73 b. 

(3) Der Reinverlust ist von den Eigenmitteln 
abzuziehen ..•.•• 

(4) ••••• 
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2. • •••• 

a) 12 vH der abgegrenzten Prämien des ge­
samten Geschäfts ..... 

3. • •••. 

a) 18 vH der abgegrenznten Prämien des ge­
samten Geschäfts ..... 

E r wer b von A n t eil s­
r e c h t e n 

§ 76. (1) Der Erwerb von Anteilsrechten an 
einer Aktiengesellschaft oder einer Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung durch ein Ver­
sicherungsunternehmen bedarf der Genehmigung 
durch die Versicherungsaufsichtsbehörde, sofern 
diese 10 vH des Grund- oder stammkapitals 
dieser Gesellschaft oder deren Kaufpreis 10 vH 
der Eigenmittel des Versicherungsunternehmens 
übersteigen. Dies gilt auch für den Erwerb zu­
sätzlicher Anteilsrechte und die betragliche 
Erhöhung genehmigter Anteilsrechte, wenn die 
vorstehenden Grenzen bereits überschritten sind 
oder dadurch überschritten werden. Bei der 
Berechnung des Anteils am Grund- oder stamm­
kapital der fremden Gesellschaft sind die 
Anteilsrechte von verbundenen Unternehmen 
zusammenzurechnen. 

2. • •••• 

a) 12 vH der abgegrenzten Prämien einschließ­
lich der Nebenleistungen des gesamten Ge­
schäfts •.... 

3. . .••. 

a) 18 vH der abgegrenznten Prämien ein­
schließlich der Nebenleistungen des ge­
samten Geschäfts ••... 

B e t eil i gun gen 

§ 76. (1) Die Beteiligung eines Versiche­
rungsunternehmens an einer Aktiengesellschaft 
oder einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, die 10 vH des Grund- oder stamm­
kapitals dieser Gesellschaft oder deren Kauf­
preis 10 vH der Eigenmittel des Versicherungs­
unternehmens übersteigt, bedarf der Genehmigung 
durch die Versicherungsaufsichtsbehörde. Dies 
gilt auch für den Erwerb zusätzlicher An­
teilsrechte und die betragliche Erhöhung ge­
nehmigter Beteilgungen, wenn die vorstehenden 
Grenzen bereits überschritten sind oder dadurch 
überschritten werden. Bei der Berechnung des 
Anteils am Grund- oder Stammkapital der fremden 
Gesellschaft sind Beteiligungen mehrerer zu 
einem Konzern (S 15 Aktiengesetz 1965 in der 
jeweils geltenden Fassung) gehörender 
Versicherungsunternehmen und des herrschenden 
Unternehmens zusammenzurechnen. 
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(2) Der Erwerb von Anteilsrechten an einer 
anderen Gesellschaft oder an einem Einzel­
unternehmen bedarf stets der Genehmigung durch 
die Versicherungsaufsichtsbehörde. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
Anteilsrechte ihrer Art oder ihrem Umfang nach 
geeignet sind, die Interessen der Versicherten 
zu gefährden. Die Genehmigung von Anteils­
rechten an einem Versicherungsunternehmen ist 
auch zu versagen, wenn eine für die Versicher­
ten nachteilige Entwicklung des Versiche­
rungsmarktes zu erwarten ist. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen er­
teilt werden, wenn dies zweckmäßig erscheint, 
um die Interessen der Versicherten zu wahren. 

(5) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat die 
Veräußerung der Anteilsrechte zu verlangen, 
wenn 

1. die im Abs.3 genannten Umstände nach 
Erteilung der Genehmigung eintreten oder 

2. das Unternehmen, von dem das Versiche­
rungsunternehmen Anteilsrechte hält, 
dauernd einen negativen Gebarungserfolg 
aufweist, es sei denn, daß für diese An­
teilsrechte berücksichtigungswürdige 
Gründe vorliegen. 

(2) Beteiligungen an einer anderen Gesell­
schaft oder einem Einzelunternehmen bedürfen 
stets der Genehmigung durch die Versicherungs­
aufsichtsbehörde. 

(3) Die Genehmigung zu versagen, wenn die Be­
teiligung ihrer Art oder ihrem Unfang nach ge­
eignet ist, die Interessen der Versicherten zu 
gefährden. Die Genehmigung der Beteiligung an 
einem Versicherungsutnernehmen ist auch zu ver­
sagen, wenn eine für die Versicherten nach­
teilige Entwicklung des versicherungsmarktes zu 
erwarten ist. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen er­
teilt werden, wenn dies zweckmäßig erscheint, 
um die Interessen der Versicherten zu wahren. 

(5) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat die 
Auflösung des Beteiligungsverhältnisses zu 
verlangen, wenn 

1. die im Abs.3 genannten Umstände nach Er­
teilung der Genehigung eintreten oder 

2. das Unternehmen, an dem sich das Versiche­
rungsunternehmen beteiligt hat, dauernd 
einen negativen Gebarungserfolg aUfweist, 
es sei denn, daß für diese Beteiligung be­
rücksichtigungswürdige Gründe vorliegen. 
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(6) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
vom Versicherungsunternehmen alle erforder­
lichen Auskünfte über das Unternehmen, von dem 
Anteilsrechte gehalten werden oder gehalten 
werden sollen, insbesondere die Vorlage des 
Jahresabschlusses und anderer geeigneter Ge­
schäftsunterlagen verlangen. Solche Auskünfte 
dürfen nicht unter Berufung auf eine nach 
anderen Vorschriften bestehende Verschwiegen­
heitspflicht verweigert werden. 

(7) Die gänzliche oder teilweise Veräußerung 
von genehmigten Anteilsrechten ist der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. 

(8) Darlehen und Zuschüsse des Versicherungs­
unternehmens an eine Gesellschaft, von der es 
mit aufsichtsbehördlicher Genehmigung Anteils­
rechte hält, sind der Versicherungsaufsichts­
behörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

§ 77. 

(7a) 

(7b) Inländische laufende Guthaben bei zum 
Bankgeschäft im Inland berechtigten Banken 
können unter Einbeziehung in die Grenze gemäß 
Abs.3 Z 4 auf die Bedeckung des Deckungs­
erfordernisse angerechnet werden. 

(6) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
vom Versicherungsunternehmen alle erforder­
lichen Auskünfte über das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung erfolgen soll oder an dem es 
sich beteiligt hat, insbesondere die Vorlage 
des Jahresabschlusses und anderer geeigneter 
Geschäftsunterlagen verlangen. Solche Auskünfte 
dürfen nicht unter Berufung auf eine nach 
anderen Vorschriften bestehende Schweigepflicht 
verweigert werden. 

(7) Die gänzliche oder teilweise Veräußerung 
von genehmigten Beteiligungen ist der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. 

(8) Darlehen und Zuschüsse des Versicherungs­
unternehmens an eine Gesellschaft, an der es 
sich mit aufsichtsbehördlicher Genehmigung be­
teiligt hat, sind der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde unverzüglich schriflich anzuzeigen .•••.. 

§ 77. . .... 

(7 a) ••••• 
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§ 78. (1) Technische Verbindlichkeiten sind 
die versicherungstechnischen Rückstellungen. 

(2) Technische Verbindlichkeiten aus dem Be­
trieb im Inland, für die nicht vom Versiche­
rungsunternehmen selbst oder hinsichtlich der 
von ihm übernommenen Rückversicherung von einem 
zum Geschäftsbetrieb im Inland zugelassenenen 
Vorversicherer ein Deckungsstock zu bilden ist, 
sind nach Abzug der Anteile der Rückversicherer 
gemäß Abs.3 bis 6 zu bedecken. 

(12) Kassenbebstände und inländische laufende 
Guthaben bei im Inland zum Bankgeschäft be- -
rechtigten Banken können unter Einbeziehung in 
die Grenze gemäß Abs.5 Z 4 auf die Bedeckung 
der technischen Verbindlichkeiten angerechnet 
werden. 

§ 78. (1) Technische Verbindlichkeiten aus 
dem Betrieb im Inland, für die nicht vom Ver­
sicherungsunternehmen selbst oder hinsichtlich 
der von ihm übernommenen Rückversicherung von 
einem zum Geschäftsbetrieb im Inland zuge­
lassenenen Vorversicherer ein Deckungsstock zu 
bilden ist, sind gemäß Abs.3 bis 6 zu bedecken. 

(2) Technische Verbindlichkeiten sind insbe­
sondere die Prämienüberträge, die Rückstellung 
für schwebende Versicherungsleistungen, die 
Rückstellung für Prämienrückerstattung 
(Gewinnbeteiligung) und sonstige Rückstellungen 
für Vergütungen an Versicherungsnehmer sowie 
die Rückstellung für den schwankenden Jahresbe­
darf. Von den technischen Verbindlichkeiten 
sind Anteile der Rückversicherer abzuziehen. 

(12) Kassenbebstände können unter Einbe­
ziehung in die Grenze gemäß Abs.5 Z 4 auf die 
Bedeckung der technischen Verbindlichkeiten 
angerechnet werden. 
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Fünftes Bauptstück 
RECHNUNGSLEGUNG 

A n wen d bar k e i t des H G B 
und des Akt i eng e set z e s 

1965 

§ 80. Für die Rechnungslegung von 

1. Versicherungsunternehmen in der Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft gelten die 
Bestimmungen des HGB für große Aktienge­
sellschaften, soweit dieses Bundesgesetz 
keine abweichenden Vorschriften enthält; 

2. Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, 
die nicht kleine Vereine im sinn des § 62 
sind, gelten sinngemäß die Bestimmungen 
des HGB für große Aktiengesellschaften, 
soweit dieses Bundesgesetz keine 
abweichenden Vorschriften enthält; die 
§§ 125 bis 127 Aktiengesetz 1965 sind 
unter Bedachtnahme auf § 81 Abs.2 und 3 
sinngemäß anzuwenden; 

3. Zweigniederlassungen ausländischer Ver­
sicherungsunternehmen gelten sinngemäß die 
Bestimmungen des HGB für große Aktien­
gesellschaften, soweit dieses Bundesgesetz 
keine abweichenden Vorschriften enthält. 

2.Abschnitt: Rechnunqslequnq 
J a h res a b s chI u ß und 

Lag e b e r ich t 

§ 80. (1) Der Vorstand eines inländischen 
Versicherungsunternehmens oder die Ge­
sChäftsleitung der Zweigniederlassung eines 
ausländischen Versicherungsunternehmens haben 
für die Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses 
zu sorgen. 
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(2) Unbeschadet des § 222 Abs.1 HGB und der 
§§ 125 Abs.1, 2 und 5 sowie 127 Abs.1 Aktienge­
setz 1965 sind der Jahresabschluß und der Lage­
bericht so rechtzeitig aufzustellen und der 
Jahresabschluß so rechtzeitig festzustellen, 
daß die Vorlagefristen der §§ 82 und 86 Abs.4 
eingehalten werden. 

(3) Für den Konzernabschluß und den Konzern­
lagebericht gilt Abs.2 sinngemäß. 

(4) Unter der Jahresbilanz von Versicherungs­
unternehmen, die einen Deckungsstock zu bilden 
haben, hat der Treuhänder zu bestätigen, daß 
die Werte des Deckungsstock vorschriftsmäßig 
angelegt und verwahrt sind. Die Verant­
wortlichkeit der Organge des Unternehmens wird 
dadurch nicht berührt. 
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A I I g e m ein e Vor s c h r i f t e n 
übe r den J a h res a b s chI u ß 

und den Lag e b e r ich t 

§ 81. (1) Der Vorstand eines inländischen 
Versicherungsunternehmens oder die Geschäfts­
leitung der Zweigniederlassung eines aus­
ländischen Versicherungsunternehmens haben für 
die Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses zu 
sorgen. 

- 10-

(5) Unter der Jahresbilanz von Versicherungs­
unternehmen die eine oder mehrere der im § 18 
Abs.1 und 2 angeführten Versicherungen be­
treiben, hat der versicherungsmathematische 
Sachverständige zu bestätigen, daß die 
Deckungsrückstellung, in Versicherungszweigen 
gemäß § 18 Abs.1 auch die Prämienüberträge nach 
dem Geschäftsplan berechnet sind. Die Verant­
wortlichkeit der Organe des Unternehmens wird 
dadurch nicht berührt. 

(6) Für den Bestätigungsvermerk gemäß Abs.4 
und 5 gelten die §§ 274 Abs.3 und 4 erster 
Satz, § 277 Abs.1 erster und dritter Satz und 
§ 281 Abs.1 dritter Satz HGB sinngemäß. Liegen 
nur geringfügige, kurzfristig behebbare Mängel 
vor, so kann der Treuhänder einen uneinge­
schränkten Bestätigungsvermerk erteilen. 

P r ü fun g des J a h res a b-
s chI u s ses und des Lag e­

b e r ich t s 

§ 81. (1) Der Aufsichtsrat hat vor Ablauf des 
Geschäftsjahres einen Abschlußprüfer zu be­
nennen. Der Vorstand hat der Versicherungsauf­
sichtsbehörde die vom Aufsichtsrat als Ab­
schlußprüfer benannte Person bekanntzugeben. 
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(2) Unbeschadet des § 222 Abs.1 HGB und der 
§§ 125 Abs.1, 2 und 5 sowie 127 Abs.1 Aktienge­
setz 1965 sind der Jahresabschluß und der Lage­
bericht so rechtzeitig aufzustellen und der 
Jahresabschluß so rechtzeitig festzustellen, 
daß die Vorlagefristen des § 83 eingehalten 
werden. 

(3) Für den Konzernabschluß und den Konzern­
lagebericht gilt Abs.2 sinngemäß. 

(4) Für Zweigniederlassungen ausländischer 
Versicherungsunternehmen hat die Geschäfts­
leitung in den ersten fünf Monaten des Ge­
schäftsjahres für das vorangegangene Geschäfts­
jahr einen Jahresabschluß und einen Lagebericht 
aufzustellen. . 

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat, 
wenn begründete Zweifel an der Erfüllung der 
Voraussetzungen für die Beauftragung der als 
Abschlußprüfer benannten Person bestehen, 
innerhalb eines Monats nach Einlagen der Be­
kanntgabe der Beauftragung zu widersprechen und 
die Benennung einer anderen Person als Ab­
schlußprüfer binnen angemessener Frist zu ver­
langen. Der Beauftragung ist insbesondere zu 
widersprechen, wenn die personelle oder wirt­
schaftliche Unabhängigkeit des Abschlußprüfers 
von dem zu prüfenden Versicherungsunternehmen 
nicht gewährleistet ist. 

(3) Hat der Aufsichtsrat vor Ablauf des Ge­
schäftsjahres keinen Abschlußprüfer oder 
innerhalb der von der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde für die Benennung eines anderen Abschluß­
prüfers gesetzten Frist keinen anderen Ab­
schlußprüfer benannt, so hat die Versicherungs­
aufsichtsbehörde selbst den Abschlußprüfer zu 
benennen. Das gleiche gilt, wenn begründete 
Zweifel an der Erfüllung der Voraussetzungen 
für die Beauftragung auch beim neu benannten 
Abschlußprüfer bestehen. 

(4) Der Vorstand hat dem Abschlußprüfer, 
dessen Beauftragung die Versicherungsauf­
sichtsbehörde nicht widersprochen oder den sie 
selbst benannt hat, unverzüglich den Prüfungs­
auftrag zu erteilen. 
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(5) Das Geschäftsjahr von Versicherungsunter­
nehmen hat dem Kalenderjahr zu entsprechen. Die 
Versicherungsaufsichtsbehörde kann für Ver­
sicherungsunternehmen, die ausschließlich in­
direktes Geschäft betreiben, ein abweichendes 
wirtschaftsjahr zulassen. 

(5) Die Prüfung hat sich auf die in den 
§§ 17 bund 17 c dieses Bundesgesetzes ange­
führten Angelegenheiten und die Einhaltung der 
Bestimmungen über die Kapitalausstattung gemäß 
§ 73 b dieses Bundesgesetzes zu erstrecken. 

(6) An den Beratungen des Aufsichtsrats über 
den Jahresabschluß hat der Abschlußprüfer als 
sachverständige Auskunftsperson teilzunehmen. 

(7) Werden vom Abschlußprüfer Tatsachen fest­
gestellt, auf Grund derer er die dauernde Er­
füllbarkeit der Verpflichtungen aus den Ver­
sicherungsverträgen gefährdet oder die für den 
Betrieb der Vertragsversicherung geltenden Vor­
schriften für verletzt erachtet, so hat er dies 
mit Erläuterungen der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Diese Anzeigen sind dem Vorstand und dem Auf­
sichtsrat oder der Geschäftsleitung der 
Zweigniederlassung eines ausländischen Ver­
sicherungsunternehmens zur Kenntnis zu bringen. 

(8) Hält es die Versicherungsaufsichtsbehörde 
für erforderlich, daß die Prüfung ergänzt wird, 
so hat der Vorstand auf verlangen der 
Versicherungsaufsichtsbehörde das Erforderliche 
zu veranlassen. 

(9) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Abschlußprüfer und Vorstand über die Auslegung 
der für die Rechnungslegung von Versicherungs­
unternehmen geltenden besonderen Vorschriften 
entscheidet auf Antrag des Abschlußprüfers oder 
des Vorstands die Versicherungsaufsichts­
behörde. 
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B e s t ä t i gun g s ver m e r k e des 
T r e u h ä n der s und des v e r­
s ich run g s m a t h e m a t i s c h e n 

S ach ver s t ä n d i gen 

§ 81 a. (1) Unter der Bilanz von Versiche­
rungsunternehmen, die einen Deckungsstock zu 
bilden haben, hat der Treuhänder zu bestätigen, 
daß die einzelnen Werte des Deckungsstocks vor­
schriftsmäßig angelegt und verwahrt sind. Sind 
für ein Versicherungsunternehmen mehrere 
Treuhänder bestellt, so hat jeder Treuhänder 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen. Die 
Verantwortlichkeit der Organe des Unternehmens 
wird dadurch nicht berührt. 

(2) Unter der Bilanz von Versicherungsunter­
nehmen, die eine oder mehrere der im § 18 Abs.1 
angeführten Versicherungen betreiben, hat der 
versicherungsmathematische Sachverständige zu 
bestätigen, daß die Deckungsrückstellung und 
die Prämienüberträge nach dem Geschäftsplan be­
rechnet sind. Die Verantwortlichkeit der Organe 
des Unternehmens wird dadurch nicht berührt. 

(3) Für die Bestätigungsvermerke gemäß Abs.1 
und 2 gelten die §§ 274 Abs.3 und 4 erster 
Satz, 277 Abs.1 erster und dritter Satz und 281 
Abs.1 dritter Satz HGB sinngemäß. Liegen nur 
geringfügige, kurzfristig behebbare Mängel vor, 
so kann der Treuhänder einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilen. 

§ 81 a. (1) Der Abschlußprüfer hat der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde über seine Beur­
teilung der wirtschaftlichen Verhälttnisse des 
Versicherungsunternehmens sowie über im Zuge 
der Prüfung wahrgenommene Tatsachen, welche die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus 
den Versicherungsverträgen beeinträchtigen, 
jährlich schriftlich zu berichten. Der Bericht 
hat insbesondere Angaben über die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie 
von Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde zu enthalten. 

(2) Der Abschlußprüfer hat den Bericht gemäß 
Abs.1 dem Vorstand und dem Aufsichtsrat oder 
der Geschäftsleitung der Zweigniederlassung 
eines ausländischen Versicherungsunternehmens 
zur Kenntnis zu bringen. 
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All g e m ein e G run d sät z e 
für die G 1 i e der u n g des 

J a h res a b s c h 1 u s ses 

§ 81 b. (1) Die Lebensversicherung, die 
Krankenversicherung und die Schaden- und Un­
fallversicherung bilden je eine Bilanzab­
teilung. Das allgemeine Versicherungsgeschäft 
umfaßt die Krankenversicherung und die Schaden­
und Unfallversicherung. 

(2) Die Bilanzposten der Gesamtbilanz sind 
zusätzlich entsprechend ihrer Zuordnung zu den 
einzelnen Bilanzabteilungen aufzugliedern. Ist 
eine Zuordnung nicht eindeutig feststellbar, so 
darf der entsprechende Bilanzposten in einer 
einzigen Bilanzabteilung ausgewiesen werden. 

(3) Für jede Bilanzabteilung ist eine ge­
sonderte versicherungstechnische Rechnung zu 
erstellen. Die nichtversicherungstechnische 
Rechnung gemäß § 81 e Abs.5 ist bis ein­
schließlich Posten 7. gesondert für jede 
Bilanzabteilung aufzustellen; ab dem Posten 8. 
sind jeweils nur die Gesamtbeträge aller 
Bilanzabteilungen anzuführen. 

(4) Versicherungsunternehmen, die ausschließ­
lich indirektes Geschäft betreiben, können die 
versicherungstechnische Rechnung für ihr ge­
samtes Versicherungsgeschäft gemäß § 81 e Abs.2 
erstellen. 

(5) § 223 Abs.G und 8 erster Satz HGB sind 
auf den Jahresabschluß nicht anzuwenden. 

§ 81 b. (1) Auf die Prüfung des Konzernab­
schlusses und des Konzernlageberichtes ist § 81 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Der Abschlußprüfer des Konzernabschlusses 
hat der Versicherungsaufsichtsbehörde über 
seine Beurteilung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse des Konzerns jährlich schriftlich zu be­
richten. 
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(6) Aufwendungen und Erträge sind, soweit sie 
nicht ihrer Art nach in eigenen Posten der Ge­
winn- und Verlustrechnung zu erfassen sind, 
nach ihrer Verursachung auf die zutreffenden 
Posten der Gewinn- und Verlustrechnung aufzu­
teilen. 

(7) § 233 Abs.2 HGB gilt nicht für die Auf­
wendungen für Versicherungsfälle. 

(8) § 223 Abs.2 HGB gilt hinsichtlich der 
Bilanz nur für die Gesamtbeträge und nicht für 
die Beträge der einzelnen Bilanzabteilungen. 

G 1 i e der u n g der B i 1 a n z 

§ 81 c. (1) In der Bilanz sind die in den 
Abs.2 und 3 angeführten Posten gesondert und in 
der vorgeschriebenen Reihenfolge auszuweisen. 

(2) Aktiva: 
A. Immaterielle Vermögensgegenstände 

I. Aufwendungen für das Ingangsetzen, Er­
weitern und Umstellen des Betriebes 

II. Entgeltlich erworbener Firmenwert 
III. Aufwendungen für den Erwerb eines Ver­

sicherungsbestandes 
IV. Sonstige immaterielle Vermögensgegen­

stände 
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B. Kapitalanlagen 
I. Grundstücke und Bauten 
II. Kapitalanlagen in verbundenen Unter­

nehmen und Beteiligungen 
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 

- 16 -

2. Schuldverschreibungen von ver­
bundenen Unternehmen und Darlehen an 
verbundene Unternehmen 

3. Beteiligungen 
4. Schuldverschreibungen von und Dar­

lehen an Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht 

III. Sonstige Kapitalanlagen 
1. Aktien und andere nicht festverzins­

liche Wertpapiere 
2. Schuldverschreibungen und andere 

festverzinsliche Wertpapiere 
3. Hypothekenforderungen 
4. Polizzendarlehen und -voraus-

zahlungen 
5. Sonstige Darlehensforderungen 
6. Guthaben bei Banken 
7. Andere Kapitalanlagen 

IV. Depotforderungen aus dem übernommenen 
Rückversicherungsgeschäft 

c. Kapitalanlagen der fondsgebundenen Lebens­
versicherung 

93/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

65 von 112

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 17 -

D. Forderungen 
I. Forderungen aus dem direkten Geschäft 

1. an Versicherungsnehmer 
2. an Versicherungsvermittler 
3. an Versicherungsunternehmen 

11. Abrechnungsforderungen aus dem Rückver­
sicherungsgeschäft 

111. Eingeforderte ausstehende Einlagen 
IV. sonstige Forderungen 

E. Anteilige Zinsen und Mieten 

F. sonstige vermögensgegenstände 
I. Sachanlagen (ausgenommen Grundstücke 

und Bauten) 
11. Laufende Guthaben bei Banken, Schecks 

und Kassenbestand 
111. Eigene Aktien und eigene Partizipati­

onsscheine 
IV. Andere Vermögensgegenstände 

G. Verrechnungsposten mit der Zentrale 

H. Rechnungsabgrenzungsposten 

I. Verrechnungsposten zwischen den Abteilungen 
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(3) Passiva: 

A. Eigenkapital 
I. Grundkapital 

1. Nennbetrag 
2. Nicht eingeforderte ausstehende 

Einlagen 
11. Dotationskapital 
111. Partizipationskapital 
IV. Kapitalrücklagen 

1 . gebundene 
2. nicht gebundene 

V. Gewinnrücklagen 
1. Sicherheitsrücklage 
2. Gesetzliche Rücklage gemäß 

§ 130 AktG 
3. Sonstige satzungsmäßige Rücklagen 
4. Freie Rücklagen 

VI. Bilanzgewinn/Bilanzverlust 

B. Unversteuerte Rücklagen 
I. Risikorücklage gemäß § 73 a VAG 
11. Bewertungsreserve auf Grund von 

Sonderabschreibungen 
111. sonstige unversteuerte Rücklagen 

c. Nachrangige Verbindlichkeiten 

- 18 -
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D. versicherungstechnische Rückstellungen im 
Eigenbehalt 
I. Prämienüberträge 

1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

II. Deckungsrückstellung 
1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

III. Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle 
1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

IV. Rückstellung für erfolgsunabhängige 
Prämienrückerstattung 
1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

V. Rückstellung für erfolgsabhängige 
Prämienrückerstattung bzw. Gewinnbe­
teiligung der Versicherungsnehmer 
1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

VI. Schwankungsrückstellung 
VII. sonstige versicherungstechnische Rück­

stellungen 
1. Gesamtrechnung 
2. Anteil der Rückversicherer 

E. Versicherungstechnische Rückstellungen der 
fondsgebundenen Lebensversicherung 
I. Gesamtrechnung 
II. Anteil der Rückversicherer 

- 19 -
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F. Nichtversicherungstechnische Rückstellungen 
I. Rückstellungen für Abfertigungen 
11. Rückstellungen für Pensionen 
111. Steuerrückstellungen 
IV. Sonstige Rückstellungen 

G. Depotverbindlichkeiten aus dem abgegebenen 
Rückversicherungsgeschäft 

H. Sonstige Verbindlichkeiten 

- 20-

I. Verbindlichkeiten aus dem direkten Ver­
sicherungsgeschäft 
1. an Versicherungsnehmer 
2. an Versicherungsvermittler 
3. an Versicherungsunternehmen 

11. Abrechnungsverbindlichkeiten aus dem 
Rückversicherungsgeschäft 

111. Anleiheverbindlichkeiten (mit Ausnahme 
des Ergänzungskapitals) 

IV. Verbindlichkeiten gegen Banken 
V. Andere Verbindlichkeiten 

I. Verrechnungsposten mit der Zentrale 

J. Rechnungsabgrenzungsposten 

(4) § 224 HGB ist nicht anzuwenden. 
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E n t w i c k 1 u n g von 
Ver m Ö gen s g e gen s t ä n den 

§ 81 d. (1) Die Entwicklung der Posten A., 
B.I. und B.II. des § 81 c Abs.2 der Gesamt­
bilanz ist in der Bilanz oder im Anhang darzu­
stellen. Dabei sind, ausgehend von den Bilanz­
werten am Ende des vorangegangenen Geschäfts­
jahres, die Zugänge, die Umbuchungen, die Ab­
gänge, die Zuschreibungen und die Ab­
schreibungen im Geschäftsjahr sowie die Bilanz­
werte am Ende des Geschäftsjahres gesondert 
aufzuführen. 

(2) § 226 Abs.1 HGB ist nicht anzuwenden. 

G 1 i e der u n g der G e w i n n­
und Ver 1 u s t r e c h nun g 

§ 81 e. (1) Die Gewinn- und Verlustrechnung 
ist in Staffelform aufzustellen. In ihr sind 
die in den Abs.2 bis 5 angeführten Posten in 
der angegebenen Reihenfolge gesondert auszu­
weisen. 

(2) I. versicherungstechnische Rechnunq 
Allgemeines Versicherungsgeschäft, 
Schaden- und Unfallversicherung 
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1. Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene Rückversicherungs­

prämien 
b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 

ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

- 22 -

2. Kapitalerträge des technischen Geschäfts 
3. Sonstige versicherungstechnische Erträge 
4. Aufwendungen für Versicherungsfälle 

a) Zahlungen für Versicherungsfälle 
aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Veränderung der Rückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

5. Erhöhung von versicherungstechnischen 
Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 

bb) Anteil der Rückversicherer 
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6. Verminderung von versicherungstech­
nischen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

7. Aufwendungen für die erfolgsunabhängige 
Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige 
Prämienrückerstattunq 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

9. Aufwendungen für den Versicherungsbe­
trieb 

- 23-

a) Aufwendungen für den versicherungsab­
schluß 

b) Sonstige Aufwendungen für den Ver­
sicherungsbetrieb 

c) Rückversicherungsprovisionen und Ge­
winnanteile aus Rückversicherungs­
abgaben 

10. Sonstige versicherungstechnische Auf­
wendungen 

11. Veränderung der Schwankungsrückstellung 
12. Versicherungstechnisches Ergebnis 
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(3) II. versicherungstechnische Rechnung 
- Allgemeines Versicherungsge­

schäft, Krankenversicherung 

1. Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene Rückversicherungs­

prämien 
b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 

ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

2. Kapitalerträge des technischen Ge­
schäfts 

3. sonstige versicherungstechnische Er­
träge 

4. Aufwendungen für Versicherungsfälle 
a) Zahlungen für Versicherungsfälle 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Veränderung der Rückstellung für 
noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

5. Erhöhung von versicherungstechnischen 
Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

- 24-
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b) Sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

6. Verminderung von versicherungstechni­
schen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

- 25-

7. Aufwendungen für die erfolgsunabhängige 
Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige 
Prämienrückerstattung 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

9. Aufwendungen für den Versicherungsbe­
trieb 
a) Aufwendungen für den Versicherungs­

abschluß 
b) Sonstige Aufwendungen für den Ver­

sicherungsbetrieb 
c) Rückversicherungsprovisionen und Ge­

winnanteile aus Rückversicherungs­
abgaben 
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10. Sonstige versicherungstechnische Auf­
wendungen 
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11. Veränderung der Schwankungsrückstellung 
12. Versicherungstechnisches Ergebnis 

(4) III. Versicherungstechnische Rechnung 
- Lebensversicherung 

1. Abgegrenzte Prämien 
a) Verrechnete Prämien 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Abgegebene Rückversicherungs­

prämien 
b) Veränderung durch Prämienabgrenzung 

ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

2. Kapitalerträge des technischen Ge­
schäfts 

3. Nicht realisierte Gewinne aus Kapital­
anlagen gemäß Posten C. der Aktiva 

4. Sonstige versicherungstechnische Er­
träge 

5. Aufwendungen für Versicherungsfälle 
a) Zahlungen für Versicherungsfälle 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Veränderung der Rückstellung für 
noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 
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6. Erhöhung von versicherungstechnischen 
Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aal Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) Sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

7. Verminderung von versicherungstechni­
schen Rückstellungen 
a) Deckungsrückstellung 

aa) Gesamtrechnung 
ab) Anteil der Rückversicherer 

b) sonstige versicherungstechnische 
Rückstellungen 
ba) Gesamtrechnung 
bb) Anteil der Rückversicherer 

8. Aufwendungen für die erfolgsabhängige 
Prämienrückerstattung bzw. Gewinnbe­
teiligung der Versicherungsnehmer 
a) Gesamtrechnung 
b) Anteil der Rückversicherer 

9. Aufwendungen für den Versicherungsbe­
trieb 
a) Aufwendungen für den versicherungs­

abschluß 
b) Sonstige Aufwendungen für den Ver­

sicherungsbetrieb 

- 27 -

c) Rückversicherungsprovisionen und Ge­
winnanteile aus Rückversicherungs­
abgaben 
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10. Nicht realisierte Verluste aus Kapital­
anlagen gemäß Posten C. der Aktiva 

11. sonstige versicherungstechnische Auf­
wendungen 

12. Versicherungstechnisches Ergebnis 

(5) IV. Nichtversicherungstechnische 
Rechnung 

1. Versicherungstechnisches Ergebnis 
2. Erträge aus Kapitalanlagen 

a) Erträge aus Beteiligungen, 
davon verbundene Unternehmen 

b) Erträge aus Grundstücken und Bauten 
c) Erträge aus sonstigen Kapitalan­

lagen, 
davon verbundene Unternehmen 

d) Erträge aus Zuschreibungen 
e) Gewinne aus dem Abgang von Kapital­

anlagen 
f) sonstige Erträge 

3. Aufwendungen für Kapitalanlagen 
a) Aufwendungen für die Vermögensver-

waltung 
b) Abschreibungen von Kapitalanlagen 
c) Zinsenaufwendungen 
d) Verluste aus dem Abgang von Kapital­

anlagen 
e) Sonstige Aufwendungen 

93/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

77 von 112

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 29-

4. In die versicherungstechnische Rechnung 
übertragene Kapitalerträge 

5. sonstige nichtversicherungstechnische 
Erträge 

6. Sonstige nichtversicherungstechnische 
Aufwendungen 

7. Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
sChäftstätigkeit 

8. Außerordentliche Erträge 
9. Außerordentliche Aufwendungen 
10. Außerordentliches Ergebnis 
11. Steuern vom Einkommen und vom Ertraa 
12. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 
13. Auflösung von Rücklagen 

a) Auflösung der Risikorücklage gemäß 
§ 73 a VAG 

b) Auflösung der Bewertungsreserve auf 
Grund von sonderabschreibungen 

c) Auflösung sonstiger unversteuerter 
Rücklagen 

d) Auflösung von Kapitalrücklagen 
e) Auflösung der Sicherheitsrücklage 
f) Auflösung der Rücklagen gemäß 

§ 130 AktG 
g) Auflösung der sonstigen satzungs­

mäßigen Rücklagen 
h) Auflösung der freien Rücklagen 
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14. Zuweisung an Rücklagen 
a) Zuweisung an die Risikorücklage ge­

mäß § 73 a VAG 
b) Zuweisung an die Bewertungsreserve 

auf Grund von Sonderabschreibungen 
c) Zuweisung an sonstige unversteuerte 

Rücklagen 
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d) Zuweisung an die Sicherheitsrücklage 
e) Zuweisung an die gesetzliche Rück­

lage gemäß § 130 AktG 
f) Zuweisung an sonstige satzungsmäßige 

Rücklagen 
g) Zuweisung an freie Rücklagen 

15. Jahresgewinn/Jahresverlust 
16. Gewinnvortrag/Verlustvortrag 
17. Bilanzgewinn/Bilanzverlust 

(6) § 231 HGB ist nicht anzuwenden. 

E r f ass u n g von A u f­
wen dun gen und E r t r ä gen 

§ 81 f. (1) Die Aufrechnung von Aufwendungen 
mit Erträgen ist vorzunehmen für 

1. die an die Versicherungsnehmer weiterver­
rechnete Feuerschutzsteuer mit dem Feuer­
schutzsteueraufwand, 

2. die erhaltenen Vergütungen aus der Mitver­
sicherung mit dem Provisionsaufwand, 
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3. die Ersätze, die zur Deckung bestimmter Auf­
wendungen verrechnet werden, mit den ent­
sprechenden Aufwendungen des Versicherungs­
unternehmens, 

4. die Erträge mit den laufenden Aufwendungen 
der Grundstücke und Bauten, ausgenommen die 
Abschreibungen, 

5. die Erträge mit den Aufwendungen von Be­
teiligungen, ausgenommen die Abschreibungen, 

6. Erlöse aus Anlagenverkäufen mit den Buch­
werten der veräußerten Anlagen, 

7. valutarische Kursgewinne mit Kursverlusten 
aus ein und derselben Währung. 

(2) Für Einrichtungen, die nicht unmittelbar 
mit dem Betrieb der Vertragsversicherung im Zu­
sammenhang stehen, ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen den Aufwendungen und Erträgen in die 
in Betracht kommenden Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnung einzustellen. 

(3) Der Erfolg aus Verträgen des indirekten 
Geschäfts kann längstens bis zu einem Jahr 
periodenverschoben ausgewiesen werden. Ein­
langende Rechnungen sind laufend zu buchen. In 
einem Geschäftsjahr sind grundsätzlich die Ab­
rechnungen eines Abrechnungsjahres erfolgs­
wirksam zu erfassen. Für bis zum Bilanzstichtag 
entstandene und bis zum Bilanzerstellungstag 
bekanntgewordene Verluste sind entsprechende 
Rückstellungen zu bilden. Ein Abweichen von der 
zeitversetzten Buchung ist nur bei Vorliegen 
besonderer Umstände zulässig. 

93/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

80 von 112

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



All g e m ein e B ewe r tun g s­
vor s c h r i f t e n 

·32· 

§ 81 q. (1) § 201 Abs.1 Z 4 HGB ist unter Be­
rücksichtigung der Besonderheiten des Versiche­
rungsgeschäftes anzuwenden. 

(2) § 235 HGB ist nicht auf die Kapitalan­
lagen gemäß Posten B. des § 81 c Abs.2 anzu­
wenden. 

B ewe r tun g von Ver m ö gen s­
g e ge n s t ä n den 

§ 81 h. (1) Kapitalanlagen laut Posten B. des 
§ 81 c Abs.2 sind mit Ausnahme der in Abs.2 ge­
nannten wie Gegenstände des Anlagevermögens zu 
bewerten (§§ 203 f HGB). 

(2) Anteile an verbundenen Unternehmen, Be­
teiligungen, Aktien, Wertpapiere über Partizi­
pations- und Ergänzungskapital, Invest­
mentfondsanteile und Depotforderungen laut 
Posten B. des § 81 c Abs.2 sind wie Gegenstände 
des Umlaufvermögens zu bewerten (§§ 206 f HGB). 
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(3) Die Kapitalanlagen der fondsgebundenen 
Lebensversicherung laut Posten C. des § 81 c 
Abs.2 sind zu den Börsen- oder Marktpreisen 
ohne Rücksicht auf ihre Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten zu bewerten. Hierin enthaltene 
Grundstücke und Bauten sind in Abständen von 
längstens drei Jahren durch geeignete 
Sachverständige zu bewerten. werterhöhungen 
sind ausreichend zu begründen und vom Abschluß­
prüfer auf ihre wirtschaftliche Angemessenheit 
zu überprüfen. 

A I I g e m ein e Vor s ehr i f t e n 
übe r die ver sie her u n g s­

tee h n i s ehe n R ü c k-
s tel I u n 9 en 

§ 81 i. (1) Versicherungstechnische Rück­
stellungen sind insoweit zu bilden, wie dies 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendig ist, um die dauernde Erfüllbarkeit 
der Verpflichtungen aus den Versicherungsver­
trägen zu gewährleisten. Im Rahmen der Be­
wertung ist auf den Grundsatz der Vorsicht Be­
dacht zu nehmen. 

(2) Versicherungstechnische Rückstellungen 
sind insbesondere die Prämienüberträge, die 
Deckungsrückstellung, die Rückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle, die 
Rückstellungen für erfolgsabhängige und er­
folgsunabhängige Prämienrückerstattung und die 
Schwankungsrückstellung. 
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(3) Enthält der Geschäftsplan Vorschriften 
über die Berechnung versicherungstechnischer 
Rückstellungen, so ist diesen Vorschriften ent­
sprechend vorzugehen. 

(4) Auf versicherungstechnische Rück­
stellungen ist § 198 Abs.8 letzter Satz HGB 
nicht anwendbar. 

Prä m i e n übe r t r ä g e 

§ 81 j. (1) Prämienüberträge sind die Teile 
der verrechneten Prämien, die sich auf einen 
nach dem Ende des Geschäftsjahres liegenden 
zeitraum beziehen. Sie sind grundsätzlich für 
jeden Versicherungsvertrag einzeln pro rata 
temporis zu ermitteln. 

(2) Die Prämienüberträge können auch durch 
Näherungsverfahren ermittelt werden, wenn davon 
auszugehen ist, daß deren Ergebnisse denen 
einer zeitanteiligen Einzelberechnung für jeden 
Versicherungsvertrag nahekommen. 

(3) In Versicherungszweigen, in denen die 
Annahme zeitlicher Proportionalität zwischen 
Risikoverlauf und Prämie nicht zutrifft, sind 
Berechnungsverfahren anzuwenden, die der im 
zeitablauf unterschiedlichen Entwicklung des 
Risikos Rechnung tragen. 
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D eck u n g s r ü c k s tel 1 u n g 

§ 81 k. (1) Die Deckungsrückstellung ist für 
jeden Versicherungsvertrag einzeln zu be­
rechnen. Die Anwendung von statistischen oder 
mathematischen Methoden ist zulässig, wenn da­
von auszugehen ist, daß diese zu annähernd den 
gleichen Ergebnissen führen wie die Einzelbe­
rechnungen. 

- 35 -

(2) Die Deckungsrückstellung umfaßt in der 
Lebensversicherung und in der Unfallversiche­
rung, die nach Art der Lebensversicherung be­
trieben wird, den versicherungsmathematisch er­
rechneten Wert der Verpflichtungen des Ver­
sicherungsunternehmens einschließlich der be­
reits zugeteilten und der zugesagten Gewinn­
anteile und einer allfälligen Verwaltungs­
kostenrückstellung abzüglich der Summe der 
Barwerte der künftig eingehenden Prämien. 

(3) Durch Zillmerung entstehende negative 
Deckungskapitalien sind auf Null zu setzen. 

(4) Die Berechnung der Deckungsrückstellung 
ist von einem Versicherungsmathematiker oder 
einem anderen geeigneten Sachverständigen auf 
der Grundlage anerkannter versicherungsmathe­
matischer Methoden vorzunehmen. 
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R ü c k s tel 1 u n g für n 0 c h 
n ich tab g e w i c k e 1 t e V e r­

s ich e run g s f ä 1 1 e 
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§ 81 1. (1) Rückstellungen für noch nicht ab­
gewickelte Versicherungsfälle sind für die dem 
Grund oder der Höhe nach noch nicht fest­
stehenden Leistungsverpflichtungen aus bis zum 
Bilanzstichtag eingetretenen Versicherungs­
fällen sowie für sämtliche hiefür nach dem 
Bilanzstichtag voraussichtlich anfallenden 
Schadenregulierungsaufwendungen zu bilden. 

(2) Die Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle ist grundsätzlich 
für jeden Versicherungsfall einzeln zu er­
mitteln. Die Ermittlung kann auf andere Weise 
vorgenommen werden, wenn die Eigenart des Ver­
sicherungszweiges einer Einzelermittlung 
entgegensteht. Eine Pauschalbewertung ist zu­
lässig, wenn auf Grund der Anzahl gleichartiger 
Risken davon auszugehen ist, daß diese zu an­
nähernd den gleichen Ergebnissen führt wie die 
Einzelermittlung. 

(3) Für Versicherungsfälle, die bis zum 
Bilanzstichtag entstanden und im Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung nicht bekannt sind, ist die 
Rückstellung auf Grund von Erfahrungswerten zu 
bilden (Spätschadenrückstellung). 
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(4) Die Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle hat auch die am 
Bilanzstichtag feststehenden, jedoch noch nicht 
abgewickelten Leistungsverpflichtungen zu ent­
halten. 

(5) Von der Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle ist der Gesamtbe­
trag der einbringlichen Forderungen abzusetzen, 
die entstanden sind, weil auf Grund von 
geleisteten Entschädigungen Rückgriff genommen 
werden kann (Regresse) oder Ansprüche auf ein 
versichertes Objekt bestehen, für das Ersatz 
geleistet worden ist. Auf die Einbringlichkeit 
und Verwertbarkeit der Forderungen ist Bedacht 
zu nehmen und der Grundsatz der Vorsicht 
einzuhalten. 

(6) Ist in einem Versicherungszweig, der 
nicht unter § 18 Abs.1 fällt, eine Versiche­
rungsleistung in Form einer Rente zu erbringen, 
so ist die Rückstellung hiefür nach anerkannten 
versicherungsmathematischen Grundsätzen zu 
bilden. 

S c h w a n k u n g s r ü c k s tel I u n g 

§ 81 m. (1) Zum Ausgleich der Schwankungen 
des jährlichen Schadenbedarfs im Eigenbehalt 
ist für die versicherungszweige der Schaden­
und Unfallversicherung eine Schwankungsrück­
stellung zu bilden. 
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(2) Die Verpflichtung zur Bildung einer 
Schwankungsrückstellung besteht, wenn in einem 
längerfristigen Beobachtungszeitraum erhebliche 
Schwankungen der Schadensätze im Eigenbehalt zu 
beobachten waren und die Summe aus Schaden­
aufwand im Eigenbehalt und Betriebsaufwendungen 
mindestens einmal im Beobachtungszeitraum die 
abgegrenzten Eigenbehaltsprämien Überstiegen 
hat. Für Versicherungszweige, für die die 
abgegrenzten Prämien keinen größeren Umfang 
erreichen, kann die Bildung einer 
Schwankungsrückstellung unterbleiben. 

Anhang 

§ 81 D. (1) Der Anhang hat unbeschadet der 
Bestimmungen des HGB und des Art.X RLG zu ent­
halten: 

1. Angaben über die im Geschäftsjahr ein­
geforderten Einlagen auf das Grundkapital 
und die auf Grund dieser Einforderungen dem 
Grundkapital zugeführten und die rückständig 
gebliebenen Beträge; 

2. Angaben über die aus dem Reingewinn des 
vorjahres auf Rechnung der ausstehenden 
Einlagen dem Grundkapital zugeführten Be­
träge; 
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3. Angaben über die Anteile der Aktionäre am 
Reingewinn, wenn das Grundkapital noch nicht 
voll eingezahlt ist; 

4. Angaben über die Veränderung des Zusatz­
kapitals im Geschäftsjahr sowie über die 
Ausgabe von Wertpapieren hierüber im Ge­
schäftsjahr; 

5. Angaben über die Bestätigung der Gesetz­
mäßigkeit der Begebung von Zusatzkapital 
durch einen Wirtschaftsprüfer, sofern eine 
solche Begebung im Geschäftsjahr erfolgt 
ist; 

6. für eigene Partizipationsscheine des Unter­
nehmens die für eigene Aktien gemäß § 240 
Z 3 HGB erforderlichen Angaben; 

7. Angaben über die Höhe des Anteils an einem 
herrschenden Unternehmen unter Angabe des 
Unternehmens, allfälliger Nachschußver­
pflichtungen und der Veränderung der Höhe 
des Anteils während des Geschäftsjahres; 

Angaben über die erfolgsabhängige Prämien­
rückerstattung an Versicherungsnehmer und 
die verteilung des verbleibenden Jahres­
überschusses an Mitglieder eines Versiche­
rungsvereins auf Gegenseitigkeit sowie über 
die Entwicklung der zu diesem Zwecke ge­
bildeten Rückstellungen; 
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9. Angaben über den Eintritt einer Nachschuß­
pflicht der Mitglieder eines Versicherungs­
vereins auf Gegenseitigkeit oder die Herab­
setzung der Versicherungsleistungen an Mit­
glieder eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit gemäß § 40 Abs.2 VAG. 

(2) Im Anhang sind auch anzugeben 

1. der Bilanzwert selbst genutzter Liegen­
schaften; 

- 40-

2. die Kapitalanlagen der fondsgebundenen 
Lebensversicherung, wobei diese auf die 
Kapitalanlagearten laut Posten B. des § 81 c 
Abs.2 aufzugliedern sind; 

3. Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 
der Bilanzposten B. und C. des § 81 c Abs.2; 
§ 237 Z 5 HGB ist nicht anzuwenden; 

4. der auf verbundene Unternehmen und der auf 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver­
hältnis besteht, entfallende Anteil an den 
Bilanzposten 0.1., 0.11., 0.111. und O.IV. 
des § 81 c Abs.2 und H.I., H.II., H.III., 
H.IV. und H.V. des § 81 c Abs.3j 
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5. der auf verbundene Unternehmen und der auf 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver­
hältnis besteht, entfallende Anteil an 
Wertpapieren, Forderungen oder Bankguthaben, 
die unter den Kapitalanlagen ausgenommen im 
Posten B.II. ausgewiesen sind; 

6. Beträge, die unter den Bilanzposten A.IV., 
B.III.7., D.IV. und F.IV. des § 81 c Abs.2 
sowie B.III., F.IV. und H.V. des § 81 c 
Abs.3 enthalten und von größerer Bedeutung 
sind; Angaben sind jedenfalls erforderlich, 
wenn diese Beträge 5 vH der Bilanzsumme 
übersteigen; 

7. Beträge, die unter den "sonstigen versiche­
rungstechnischen Erträgen", den "sonstigen 
versicherungstechnischen Aufwendungen", den 
"sonstigen Aufwendungen für Kapitalanlagen", 
den "sonstigen nichtversicherungstechnischen 
Erträgen" und den "sonstigen nichtversiche­
rungstechnischen Aufwendungen; 

8. der Anteil des zeitversetzt gebuchten in­
direkten Geschäftes an den abgegrenzten 
Prämien, gegliedert nach dem Ausmaß der 
Zeitverschiebung; Änderungen sind näher zu 
erläutern; 
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9. die Beträge der in den Posten "Aufwendungen 
für Versicherungsfälle", "Aufwendungen für 
den Versicherungsbetrieb", "sonstige ver­
sicherungstechnische Aufwendungen", "Aufwen­
dungen für Kapitalanlagen" und "sonstige 
nichtversicherungstechnische Aufwendungen" 
enthaltenen 

a) Gehälter und Löhne; 
b) Aufwendungen für Abfertigungen und 

Pensionen; 
c) Aufwendungen für gesetzlich vorge­

schriebene Sozialabgaben, entgeltsab­
hängigen Abgaben und Pflichtbeiträge; 

d) sonstigen Sozialaufwendungen; 

diese Angaben ersetzen die Angaben gemäß 
§ 237 Z 4 HGB; 

10. die auf das direkte Versicherungsgeschäft 
im Geschäftsjahr entfallenden Provisionen; 

11. die Bewertungsmethode von Grundstücken und 
Bauten, die in den Bilanzposten C. des 
§ 81 c Abs.2 enthalten sind, und die Zuord­
nung nach Jahren, in denen zuletzt eine Be­
wertung erfolgte; 
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12. Forderungen, die gemäß § 81 1 Abs.5 von der 
Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle abzuziehen sind und 
einen größeren Umfang erreichen; 

13. der Grund für die Übertragung von 
Kapitalerträgen vom nichttechnischen Teil 
in den technischen Teil der Gewinn- und 
Verlustrechnung. 

(3) Die Angaben gemäß § 237 Z 3 HGB er­
strecken sich nicht auf Eventualverpflich­
tungen, die aus Versicherungsverträgen her­
rühren. 

(4) Betragsangaben gemäß Abs.1 und 2 können 
in vollen 1 000 Schilling erfolgen. 

§ 81 o. (1) Der Anhang hat darüber hinaus zu 
enthalten 

1. für die Schaden- und Unfallversicherung die 
verrechneten Prämien, die abgegrenzten 
Prämien, die Aufwendungen für Versiche­
rungsfälle und die Aufwendungen für den 
Versicherungsbetrieb, jeweils für die Ge­
samtrechnung, und den Rückversicherungs­
saldo, gegliedert nach Geschäftsbereichen; 
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2. für die Krankenversicherung und die Lebens­
versicherung die verrechneten Prämien der 
Gesamtrechnung, gegliedert nach Geschäfts­
bereichen, sowie den Rückversicherungssaldo. 

(2) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbe­
reichen in der Schaden- und Unfallversicherung 
sind die Beträge gemäß Abs.l Z 1 für die Feuer­
und Feuerbetriebsunterbrechungsversicherung, 
Haushaltversicherung, sonstigen Sachversiche­
rungen, Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, 
sonstigen Kraftfahrzeugversicherungen, Unfall­
versicherung , Haftpflichtversicherung, 
Rechtsschutzversicherung, See-, Luftfahrt- und 
Transportversicherung, Kredit- und Kautionsver­
sicherung, Verkehrs-Service Versicherung und 
sonstigen Versicherungen, jeweils für das 
direkte Geschäft, für die übernommene See-, 
Luftfahrt- und Transportversicherung und für 
die sonstigen indirekten Versicherungen 
anzugeben. 

(3) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbe­
reichen in der Krankenversicherung sind die 
verrechneten Prämien für die Einzelversiche­
rungen und Gruppenversicherungen des direkten 
Geschäfts und für das indirekte Geschäft an­
zugeben. 
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(4) Bei der Aufgliederung nach Geschäftsbe­
reichen in der Lebensversicherung sind die 
verrechneten Prämien für Einzelversicherungen, 
für Gruppenversicherungen, für Verträge mit 
Einmalprämien, für Verträge mit laufenden 
Prämien, für Verträge mit Gewinnbeteiligung, 
für Verträge ohne Gewinnbeteiligung und für 
Verträge der fondsgebundenen Lebensversicherung 
sowie für das indirekte Geschäft anzugeben. 

(5) Wird übernommenes Rückversicherungsge­
schäft nicht in derjenigen Bilanzabteilung 
ausgewiesen, der es als direktes Geschäft zu­
zuordnen wäre, so sind für übernommenes 
Schaden- und Unfallversicherungsgeschäft die 
Beträge gemäß Abs.l Z 1 und für übernommenes 
Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft die 
Beträge gemäß Abs.l Z 2 anzuführen und an­
zugeben, in welcher Bilanzabteilung der Ausweis 
erfolgt. 
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(6) Für jede Bilanzabteilung sind die ver­
rechneten Prämien des direkten Geschäfts für 
das Inland, für die Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaften und für das übrige 
Ausland gesondert anzugeben, sofern der 
einzelne Betrag 5 vH der verrechneten Prämien 
des direkten Geschäfts der jeweiligen Bilanz­
abteilung übersteigt. Bei der Aufgliederung 
nach Geschäftsgebieten sind die Prämien und die 
Aufwendungen für Versicherungsfälle des 
indirekten Geschäfts nach dem sitzland des 
Vorversicherers zuzuordnen. 

(7) Betragsangaben gemäß Abs.1 bis 6 können 
in vollen 1 000 Schilling erfolgen. 

(8) § 237 Z 9 HGB ist nicht anzuwenden. 

Lag e b e r ich t 

§ 81 p. Im Lagebericht ist auch über 

1. die Teile der Geschäftsgebarung, die gemäß 
§ 17 a einem anderen Unternehmen übertragen 
sind, 
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2. den Geschäftsverlauf in den einzelnen Ver­
sicherungszweigen des direkten Geschäfts und 
über den Einfluß des Ergebnisses des in­
direkten Geschäfts auf das Ergebnis des Ge­
schäftsjahres 

zu berichten. 

Vor s c h r i f t e n übe r die 
A b s chI u ß p r ü fun g 

§ 82. (1) Der Aufsichtsrat hat vor Ablauf des 
Geschäftsjahres einen Abschlußprüfer zu be­
nennen. Der Vorstand hat der Versicherungs­
aufsichtsbehörde die vom Aufsichtsrat als Ab­
schlußprüfer benannte Person bekanntzugeben. 

B e r ich t a n die V e r­
s ich e run g sau f s ich t s­

b e hör d e 

§ 82. Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind 
unverzüglich, längstens innerhalb von sieben 
Monaten nach Ende des Geschäftsjahres vorzul­
egen 

1. der Jahresabschluß und der Anhang, 

2. der Lagebericht, 

3. der Bericht des Abschlußprüfers, 

4. der Nachweis der Feststellung des Jahres­
abschlusses, 

5. eine beglaubigte vollständige Abschrift 
des Protokolls über die Versammlung, die 
die Entlastung der Mitglieder des Vor­
stands und des Aufsichtsrats zum Gegen­
stand hatte, 
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(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat, 
wenn begründete Zweifel an der Erfüllung der 
Voraussetzungen für die Beauftragung der als 
Abschlußprüfer benannten Person bestehen, 
innerhalb eines Monats nach Einlangen der Be­
kanntgabe der Beauftragung zu widersprechen und 
die Benennung einer anderen Person als Ab­
schlußprüfer binnen angemessener Frist zu ver­
langen. Der Beauftragung ist insbesondere zu 
widersprechen, wenn die personelle oder wirt­
schaftliche Unabhängigkeit des Abschlußprüfers 
von dem zu prüfenden Versicherungsunternehmen 
nicht gewährleistet ist. 

(3) Hat der Aufsichtsrat vor Ablauf des Ge­
schäftsjahres keinen Abschlußprüfer oder 
innerhalb der von der Versicherungsaufsichts­
behörde für die Benennung eines anderen Ab­
schlußprüfers gesetzten Frist keinen anderen 
Abschlußprüfer benannt, so hat die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde selbst den Abschlußprüfer 
zu benennen. Das gleiche gilt, wenn begründete 
Zweifel an der Erfüllung der Voraussetzungen 
für die Beauftragung auch beim neu benannten 
Abschlußprüfer bestehen. 

6. der Nachweis der Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses, 

7. hinsichtlich des Konzernabschlusses die in 
Z.l, 2, 3 und 6 angeführten Berichtsteile. 

Auf Antrag kann die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde in begründeten Fällen die Frist gemäß 
Abs.l erstrecken. 
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(4) Der Vorstand hat dem Abschlußprüfer, 
dessen Beauftragung die Versicherungsauf­
sichtsbehörde nicht widersprochen oder den sie 
selbst benannt hat, unverzüglich den Prüfungs­
auftrag zu erteilen. 

(5) Der Abschlußprüfer hat gesondert über 
seine Beurteilung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Versicherungsunternehmens sowie 
über im Zuge der Prüfung wahrgenommene Tat­
sachen, welche die dauernde Erfüllbarkeit der 
Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen 
beeinträchtigen, zu berichten. Der Bericht hat 
insbesondere Angaben über die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie von 
Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehörde 
zu enthalten. 

(6) Die Prüfung hat sich auch auf die in den 
§§ 17 bund 17 c angeführten Angelegenheiten 
und die Einhaltung der Bestimmungen über die 
Kapitalausstattung gemäß § 73 b zu erstrecken. 

(7) An den Beratungen des Aufsichtsrats über 
den Jahresabschluß hat der Abschlußprüfer als 
sachverständige Auskunftsperson teilzunehmen. 

- 49 -

(8) Hält es die Versicherungsaufsichtsbehörde 
für erforderlich, daß die Prüfung ergänzt wird, 
so hat der Vorstand auf Verlangen der 
Versicherungsaufsichtsbehörde das Erforderliche 
zu veranlassen. 
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(9) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Abschlußprüfer und Vorstand über die Auslegung 
der für die Rechnungslegung von Versicherungs­
unternehmen geltenden besonderen Vorschriften 
entscheidet auf Antrag des Abschlußprüfers oder 
des Vorstands die Versicherungsaufsichts­
behörde. 

(10) Auf die Prüfung des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichtes sind Abs.1 bis 9 
sinngemäß anzuwenden. 

A n z e i g e p f 1 ich t des 
A b s c h 1 u ß p r ü f e r s 

§ 82 a. Werden vom Abschlußprüfer Tatsachen 
festgestellt, auf Grund derer er die dauernde 
Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Ver­
sicherungsverträgen gefährdet oder die für den 
Betrieb der Vertragsversicherung geltenden Vor­
schriften für verletzt erachtet, so hat er dies 
mit Erläuterungen der Versicherungsauf­
sichtsbehörde unverzüglich schriftlich anzu­
zeigen. Diese Anzeigen sind dem Vorstand und 
dem Aufsichtsrat oder der Geschäftsleitung der 
Zweigniederlassung eines ausländischen Ver­
sicherungsunternehmens zur Kenntnis zu bringen. 
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B e r ich t a n die v e r­
s ich e run g sau f s ich t s­

b e hör d e 

§ 83. (1) Inländische Versicherungsunter­
nehmen haben der Versicherungsaufsichtsbehörde 
unverzüglich, längstens innerhalb von sieben 
Monaten nach Ende des Geschäftsjahres 
vorzulegen 

1. den Jahresabschluß, 

2. den Lagebericht, 

3. den Bericht des Abschlußprüfers, 

4. den Nachweis der Feststellung des Jahresab-
schlusses, 

5. eine beglaubigte vollständige Abschrift des 
Protokolls über die Versammlung, die die 
Entlastung der Mitglieder des Vorstands und 
des Aufsichtsrats zum Gegenstand hatte, 

6. den Nachweis der Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses, 

7. hinsichtlich des Konzernabschlusses die in 
Z 1, 2, 3 und 6 angeführten Berichtsteile. 

(2) Zweigniederlassungen ausländischer Ver­
sicherungsunternehmen haben der Versicherungs­
aufsichtsbehörde unverzüglich, längstens inner­
halb von sieben Monaten nach Ende des Ge­
schäftsjahres vorzulegen 

R e c h nun g s leg u n g s v 0 r­
s c h r i f t e n 

§ 83. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
hat durch Verordnung über die Rechnungslegung 
und die Konzernrechnungslegung von Versiche­
rungsunternehmen diejenigen besonderen Anord­
nungen zu treffen, die im Hinblick auf die 
Eigenart des Betriebes der Vertragsversiche­
rung, die angemessene Aufklärung der Versiche­
rungsnehmer und der Öffentlichkeit über die Ge­
schäftsgebarung, die Erfordernisse der Über­
wachung der Geschäftsgebarung durch die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde und die Führung und 
Veröffentlichung von Versicherungsstatistiken 
durch die Versicherungsaufsichtsbehörde not­
wendig sind. 

(2) Die Anordnungen der Versicherungsauf­
sichtsbehörde können unter Berücksichtigung 
dieser Erfordernisse insbesondere enthalten 
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1. den Jahresabschluß der Zweigniederlassung, 

2. den Lagebericht der Zweigniederlassung, 

3. den Bericht des Abschlußprüfers über die 
Prüfung der Zweigniederlassung, 

- 52 -

1. Vorschriften über die Gliederung des 
Jahresabschlusses und die Wertansätze in 
der Jahresbilanz, insbesondere 

a) über die Form des Jahresabschlusses, 

b) über die Berechnung und Aufgliederung 
der versicherungstechnischen Rück­
stellungen einschließlich der Prämien­
überträge, 

c) über die Berechnung und Aufgliederung 
der Versicherungsleistungen, der 
Schaden erhebungs- und der Schadenbear­
beitungskosten, der Leistungen an Rück­
versicherer, der Prämieneinnahmen und 
der Leistungen der Rückversicherer, 

d) über die Erstellung einer gesonderten 
Erfolgsrechnung für einzelne Versiche­
rungszweige, 

e) über den Ausweis von Versicherungsver­
hältnissen, die im Verhältnis der Ver­
sicherer untereinander gleich der Mit­
versicherung gestaltet sind, ohne 
gegenüber dem Versicherungsnehmer als 
solche ausgewiesen zu werden. 

2. Vorschriften über den Anhang und den Lage­
bericht, 

3. Vorschriften über die Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses und des Anhangs, 
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4. den Jahresabschluß und den Lagebericht des 
Gesamtunternehmens, 

5. eine beglaubigte vOllständige Abschrift des 
Protokolls über die Versammlung, die die 
Feststellung des Jahresabschlusses zum 
Gegenstand hatte, 

6. den Nachweis der Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses der Zweigniederlassung und 
des Gesamtunternehmens gemäß § 84 Abs.4. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann, 
wenn dies für die Überwachung der Geschäftsge­
barung erforderlich ist, verlangen, daß die in 
Abs.2 Z 4 und 5 angeführten Unterlagen auch in 
beglaubigter deutscher Übersetzung vorgelegt 
werden. 

(4) Auf Antrag kann die Versicherungsauf­
sichtsbehörde in begründeten Fällen die Frist 
gemäß Abs.1 und 2 erstrecken. 

4. Vorschriften über die Durchführung der Ab­
schlußprüfung, den Prüfungsbericht und den 
Bericht des Abschlußprüfers an die 
Versicherungsaufsichtsbehörde gemäß 
§ 81 a, 

5. Vorschriften über den Bericht an die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde, insbesondere 
über Aufgliederungen und Nachweisungen zum 
Jahresabschluß und die Verwendung von 
Formblättern unj maschinell lesbaren 
Datenträgern hiefür sowie über Vorlage­
fristen; die Aufgliederungen und Nach­
weisungen haben auch die Ergebnisse der 
abgegebenen und übernommenen Rückversiche­
rung gesondert darzustellen. 

(3) Für die Konzernrechnungslegung gilt Abs.2 
sinngemäß. 
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Ver s ich e run g s akt i e n­
g e seI I s c h a f t e n 

S 83 a. Für die Rechnungslegung von Versiche­
rungsunternehmen in der Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft gelten neben den Vor­
schriften dieses Bundesgesetzes auch die Be­
stimmungen des HGB für große Aktiengesell­
schaften. 

Ver s ich e run g s ver ein e 
G e gen sei t i g k e i t 

auf 
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§ 84. (1) Der Jahresabschluß und der Lagebe­
richt haben spätestens sieben Monate nach Ende 
des Geschäftsjahres bis zum Ende des zweiten 
dem Geschäftsjahr folgenden Kalenderjahres am 
sitz des Unternehmens oder der Zweignieder­
lassung zur Einsichtnahme aufzuliegen. 

(2) Der Jahresabschluß und der Lagebericht 
sind jedermann auf Verlangen gegen Ersatz der 
Kosten auszufolgen. 

(3) Versicherungsunternehmen haben vom Anhang 
nur die Angaben gemäß den §§ 222 Abs.2, 236 und 
239 Abs.1 Z 1 und Abs.2 HGB und die Angaben ge­
mäß den §§ 81 d und 81 0 zu veröffentlichen. 

(4) Für den Konzernabschluß und den Konzern­
lagebericht gelten die Abs.1 bis 3 sinngemäß. 

(5) Für die Zweigniederlassung eines aus­
ländischen Versicherungsunternehmens ist der 
Jahresabschluß des Gesamtunternehmens in ge­
kürzter Form im "Amtsblatt zur wiener Zeitung" 
in deutscher Sprache zu veröffentlichen. 

(6) § 277 Abs.1 vierter Satz HGB ist nicht 
anzuwenden. 

§ 84. Für die Rechnungslegung von Versiche­
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit, die nicht 
kleine Vereine im Sinn des § 62 sind, gelten 
neben den Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
sinngemäß auch die Bestimmungen des HGB für 
große Aktiengesellschaften. Die §§ 125 bis 127 
Aktiengesetz 1965 sind unter Bedachtnahme auf 
§ 80 Abs.2 und 3 sinngemäß anzuwenden. 
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B e s 0 n der e R e c h nun g s-
1 e gun g s vor s ehr i f t e n 

§ 85. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann durch Verordnung über die Rechnungslegung 
und die Konzernrechnungslegung von Versiche­
rungsunternehmen diejenigen besonderen Anord­
nungen treffen, die im Hinblick auf die Eigen­
art des Betriebes der Vertragsversicherung, die 
angemessene Aufklärung der Versicherungsnehmer 
und der Öffentlichkeit über die Ge­
schäftsgebarung, die Erfordernisse der Über­
wachung der Geschäftsgebarung durch die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde und die Ausführung 
der Bestimmungen dieses Hauptstückes für Zwecke 
der Versicherungsaufsicht notwendig sind. 

(2) Die Anordnungen der Versicherungsauf­
sichtsbehörde können unter Berücksichtigung 
dieser Erfordernisse insbesondere enthalten 

S 85. (1) Der Vorstand eines kleinen Ver­
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit hat in 
den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für 
das vorangegangene Geschäftsjahr den 
Jahresabschluß und einen Lagebericht aufzu­
stellen. Das oberste Organ hat in den ersten 
fünf Monaten des Geschäftsjahres über die 
Feststellung des Jahresabschlusses zu be­
schließen. 

(2) Für die Prüfung des Jahresabschlusses 
kleiner Versicherungsvereine kann in der 
satzung ein besonderes Organ vorgesehen werden. 
Die Satzung hat in diesem Fall auch die näheren 
Bestimmungen über den Umfang der Prüfung, die 
Bestellung des Prüfungs organs und den Prüfungs­
bericht an das oberste Organ zu enthalten. Die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes übe rdie 
Prüfung des Jahresabschlusses sind auf kleine 
Vereine nicht anzuwenden. 
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1. Vorschriften über verbindliche Formblätter 
für den Jahresabschluß und die Angaben gemäß 
den §§ 81 d Abs.1 und 81 0; 

2. Vorschriften über die Ermittlung und Be­
rechnung der versicherungstechnischen 
Rückstellungen; 

3. Vorschriften über die Erstellung einer ge­
sonderten Erfolgsrechnung für einzelne Ver­
sicherungszweige des direkten und indirekten 
Geschäfts; 

4. Vorschriften über den Ausweis von Versiche­
rungsverhältnissen, die im Verhältnis der 
Versicherer untereinander gleich der Mit­
versicherung gestaltet sind, ohne gegenüber 
dem Versicherungsnehmer als solche ausge­
wiesen zu werden; 

5. nähere Vorschriften über die einzelnen 
Posten des Jahresabschlusses sowie über die 
Angaben im Anhang und im Lagebericht; 

6. Vorschriften über die Durchführung der Ab­
schlußprüfung und den Bericht des Abschluß­
prüfers; 

7. die näheren Vorschriften über die Erfüllung 
der Vorlagepflichten gemäß § 83 Abs.1 Z 4 
und 6 und Abs.2 Z 6; 

8. Vorschriften über das Erfordernis eigen­
händiger Unterschriften für den Jahresab­
schluß, den Lagebericht, den Bericht des Ab­
schlußprüfers und die Bestätigungsvermerke 
des Treuhänders und des versicherungsmathe­
matischen Sachverständigen. 
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(3) Für die Konzernrechnungslegung gilt Abs.2 
sinngemäß. 

§ 85 a. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann alle für die Überwachung der Geschäftsge­
barung der Versicherungsunternehmen (§ 99) und 
für die Führung von Versicherungsstatistiken 
(§ 116 Abs.2) erforderlichen Angaben verlangen. 
Diese Angaben können insbesondere die Auf­
gliederung von Posten des Jahresabschlusses, 
statistische Daten über das Unternehmen, den 
gesonderten Ausweis von Versicherungsverhält­
nissen gemäß § 85 Abs.2 Z 4 und die Zuordnung 
des übernommenen Rückversicherungsgeschäfts zu 
bestimmten Bilanzabteilungen umfassen. Die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde kann für die ihr 
vorzulegenden Angaben besondere Bewertungsvor­
schriften und Vorlagefristen festsetzen. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat 
durch Verordnung für die Rechnungslegung 
kleiner Vereine und den Bericht an die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde einschließlich der 
Rechnungslegung für den Beginn der Abwicklung 
sowie des Jahresabschlusses und des Lagebe­
richts im Verlauf der Abwicklung besondere An­
ordnungen zu treffen. Hiebei ist von den für 
Versicherungsvereine, die nicht kleine Vereine 
sind, geltenden Vorschriften auszugehen; doch 
sind gegenüber diesen Vorschriften jene Er­
leichterungen vorzusehen, die den besonderen 
Verhältnissen der kleinen Vereine, insbesondere 
dem geringen Umfang ihres Geschäftsbetriebes, 
Rechnung tragen. 
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(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
für die Angaben gemäß Abs.1 verbindliche Form­
blätter festlegen und Gliederungen vorgeben, 
die von den Versicherungsunternehmen zu be­
achten sind. sie kann die Vorlage in Form 
maschinell lesbarer Datenträger verlangen und 
die technischen Eigenschaften der Datenträger 
festsetzen. 

R e c h nun g sIe gun g k lei n e r 
Ver s ich e run g s ver ein e auf 

G e gen sei t i g k e i t 

§ 86. (1) Für die Rechnungslegung kleiner 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (§ 62) 
gelten die §§ 81 Abs.1, 81 b Abs.5 und 6, 81 f 
Abs.1 Z 1 bis 3, 6 und 7 und Abs.2, 81 h Abs.1 
und 2, 81 i, 81 j, 81 I und 85 a. Für Sterbe­
kassen gelten auch die §§ 81 a Abs.1 und 3 und 
81 k. 

(2) Der Vorstand eines kleinen Versicherungs­
vereins auf Gegenseitigkeit hat in den ersten 
drei Monaten des Geschäftsjahres für das voran­
gegangene Geschäftsjahr den Jahresabschluß und 
einen Lagebericht aufzustellen. Das oberste 
Organ hat in den ersten fünf Monaten des Ge­
schäftsjahres über die Feststellung des Jahres­
abschlusses zu beschließen. 

Aus I ä n dis c h e V e r-
s ich e run g s u n t ern e h m e n 

§ 86. (1) Für Zweigniederlassungen aus­
ländischer Versicherungsunternehmen hat die 
Geschäftsleitung in den ersten fünf Monaten des 
Geschäftsjahres für das vorangegangene Ge­
schäftsjahr einen Jahresabschluß und einen 
Lagebericht aufzustellen. 

(2) Für die Rechungslegung der Zweignieder­
lassungen ausländischer Versicherungsutner­
nehmen gelten neben den §§ 80, 81 und 83 dieses 
Bundesgesetzes sinngemäß auch die Bestimmungen 
des HGB für große Aktiengesellschaften. 
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(3) Für die Prüfung des Jahresabschlusses 
kleiner Versicherungsvereine kann in der 
Satzung ein besonderes Organ vorgesehen werden. 
Die Satzung hat in diesem Fall auch die näheren 
Bestimmungen über den Umfang der Prüfung, die 
Bestellung des Prüfungs organs und den 
Prüfungsbericht an das oberste Organ zu ent­
halten. 

(4) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat 
durch Verordnung über die Rechnungslegung 
kleiner Versicherungsvereine diejenigen be­
sonderen Anordnungen zu treffen, die im Hin­
blick auf die Eigenart des Betriebes der Ver­
tragsversicherung, die angemessene Aufklärung 
der Versicherungsnehmer und der Öffentlichkeit 
über die Geschäftsgebarung und die Erforder­
nisse der Überwachung der Geschäftsgebarung 
durch die Versicherungsaufsichtsbehörde not­
wendig sind. Hiebei ist auf die besonderen 
Verhältnisse der kleinen Versicherungsvereine 
Bedacht zu nehmen. Die Anordnungen der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde können unter Be­
rücksichtigung dieser Erfordernisse neben den 
in § 85 Abs.2 Z 1, 2 und 7 genannten insbe­
sondere auch enthalten 

1. Vorschriften über den Bericht an die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde und Vorlage­
fristen, 

2. 

3. 

Vorschriften über die in den Anhang und 
Lagebericht aufzunehmenden Angaben, 

Vorschriften über die Gliederung der 
Bilanz und der Gewinn- und Verlust­
rechnung, 

(3) Der Jahresabschluß des Gesamtunternehmens 
in gekürzter Form und der Jahresabschluß der 
inländischen Zweigniederlassung sind im 
"Amtsblatt zur wiener Zeitung" in deutscher 
Sprache zu veröffentlichen. 

(4) Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind 
unverzüglich, längstens innerhalb von sieben 
Monaten nach Ende des Geschäftsjahres vorzu­
legen 

1. die im § 82 Z 1 bis 3 und 6 angeführten 
Unterlagen hinsichtlich der inländischen 
Zweigniederlassung, 

2. der Jahresabschluß und der Lagebericht des 
Gesamtunternehmens, 

3. eine beglaubigte vollständige Abschrift 
des Protokolls über die Verhandlung und 
Feststellung des Jahresabschlusses, 
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4. Vorschriften über die Offenlegung des 
Jahresabschlusses. 

Sechstes Hauptstück 

siebentes Hauptstück 

Achtes Hauptstück 

Neuntes Hauptstück 

Zehntes Hauptstück 

§ 112. (1) 

2. als versicherungsmathematischer Sachver­
ständiger entgegen dem § 81 a Abs.2 
fälschlich bestätigt, .•••• 

(2) Wer als Treuhänder oder als Stellver­
treter des Treuhänders entgegen dem § 81 a 
Abs.1 fälschlich bestätigt, .•... 

- 61 -

4. der Nachweis der Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses des Gesamtunternehmens 
gemä'ß Abs.3. 

(5) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann,wenn dies für die Öberwachung der Ge­
schäftsgebarung erforderlich ist, verlangen, 
daß die im Abs.3 Z 2 und 3 angeführten Unter­
lagen gegebenenfalls auch in beglaubigter 
deutscher Öbersetzung vorgelegt werden. 

(6) Auf Antrag kann die Versicherungsauf­
sichtsbehörde in begründeten Fällen die Frist 
gemäß Abs.4 erstrecken. 

§ 112. (1) 

Fünftes Hauptstück 

Sechstes Hauptstück 

Siebentes Hauptstück 

Achtes Hauptstück 

Neuntes Hauptstück 

2. als versicherungsmathematischer Sachver­
ständiger entgegen dem § 80 Abs.2 fälsch­
lich bestätigt, .••.• 

(2) Wer als Treuhänder oder als Stellver­
treter des Treuhänders entgegen dem § 80 Abs.1 
fälschlich bestätigt, •••.• 

.. . 
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S 119. . .... 

(3) 

(4) Die §§ 2 Abs.1, 18 Abs.2, 24 Abs.1, 63 
Abs.2 und 3, 71 Abs.3, 73 a Abs.2, 73 b Abs.3 
und Abs.4 Z 2 lit.a und Z 3 lit.a, 76, 77 
Abs.7b, 78 Abs.1, 2 und 12 und 112 des Ver­
sicherungsaufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, 
in der Fassung des Bundesgesetzes 

- 62 -

BGBI.Nr .... /1991 treten mit 1.Jänner 1992 in 
Kraft. Verordnungen auf Grund dieser Bestimmun­
gen dürfen bereits von dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBI.Nr .... /1991 folgenden Tag 
an erlassen werden. Sie dürfen frühestens mit 
1.Jänner 1992 in Kraft treten. 

(5) Das Fünfte Hauptstück des Versicherungs­
aufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr •..• /1991 
ist erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31.Dezember 1991 beginnen. Verordnun­
gen auf Grund dieser Bestimmungen dürfen be­
reits von dem der Kundmachung des Bundesge­
setzes BGBI.Nr .... /1991 folgenden Tag an er­
lassen werden. Sie dürfen frühestens auf Ge­
schäftsjahre anzuwenden sein, die nach dem 
31.Dezember 1991 beginnen. 

(6) § 63 Abs.3 und § 86 Abs.1 des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes BGBI.Nr .••. /1991 gelten 
bis zum 31.Dezember 1994 auch für Pensions­
kassen gemäß § 62 Abs.2 des Versicherungsauf­
sichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBI.Nr.181/1990. 

S 119. . .... 

(3) •••••• 

.. . 
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§ 129. . .... 

(2) •••••• 

(3) soweit am 1.Jänner 1992 das Geschäftsjahr 
von Versicherungsunternehmen, die ausschließ­
lich die Rückversicherung betreiben, nicht mit 
dem Kalenderjahr übereinstimmt, so gilt dies 
gemäß § 81 Abs.5 zweiter Satz des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes, BGBI.Nr.569/1978, in 
der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI.Nr .•.. /1991 als genehmigt. 

§ 131 . .... . 

1. hinsichtlich des § 13 Abs.1, 3, 4 erster 
und zweiter Satz und 5, der §§ 25, 27, 29 
Abs.1, 30, 32 Abs.1, 33 Abs.1 und 2, der 
§§ 36 bis 39, der §§ 43 bis 55, des § 56 
Abs.1, 2, 4 und 5, des § 57 Abs.1 und 6, 
der §§ 58 bis 60, des § 61a Abs.1 bis 3, 4 
erster und zweiter Satz und 5 des § 61 b 
Abs.1 und 2, 3 erster Satz, 4 erster bis 
dritter Satz, 6 und 7 erster Satz, des 
§ 61 c, der §§ 66 und 67, des § 68 Abs.1, 
5 und 6, des § 70, des § 71 Abs.1, der 
§§ 72 und 73, der §§ 87 bis 96, ...•. 

3. hinsichtlich des § 57 Abs.2 des § 61 b 
Abs.3 letzter Satz und des § 80, soweit 
sie sich auf Vorschriften beziehen, ••.• 

§ 129. . .... 

(2) ••••• 

§ 131 . .... . 

1. hinsichtlich des § 13 Abs.1, 3, 4 erster 
und zweiter Satz und 5, der §§ 25, 27, 29 
Abs.1, 30, 32 Abs.1, 33 Abs.1 und 2, der 
§§ 36 bis 39, der §§ 43 bis 55, des § 56 
Abs.1, 2, 4 und 5, des § 57 Abs.1 und 6, 
der §§ 58 bis 60, des § 61a Abs.1 bis 3, 4 
erster und zweiter Satz und 5 des § 61 b 
Abs.1 und 2, 3 erster Satz, 4 erster bis 
dritter Satz, 6 und 7 erster Satz, des 
§ 61 c, der §§ 66 und 67, des § 68 Abs.1, 
5 und 6, des § 70, des § 71 Abs.1, der 
§§ 72 und 73, des § 81 Abs.5, der §§ 87 
bis 96, ••••• 

3. hinsichtlich des § 57 Abs.2 des § 61 b 
Abs.3 letzter Satz, der §§ 83 a und 84 und 
des § 86 Abs.2, soweit sie sich auf Vor­
schriften beziehen, •••• 
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